
1

JULI 2023
NR. 265

UNAUFGEFORDERT. UNABHÄNGIGE STUDIERENDENZEITUNG DER
HUMBOLDT-UNIVERSITÄT SEIT NOVEMBER 1989



Diese Ausgabe wurde von der Humboldt  
Universitäts Gesellschaft gefördert.

Impressum
UnAufgefordert.
Die unabhängige Studierendenzeitung der Humboldt-
Universität zu Berlin.

Herausgeber: Kuratorium des Freundeskreises der 
UnAufgefordert e.V.

Humboldt-Universität zu Berlin
Unter den Linden 6
10099 Berlin

Chefredaktion: Büşra Koç, Leonard Hennersdorf und 
Malin Kraus 

Schlussredaktion: Malin Kraus, Büşra Koç, Leonard 
Hennersdorf, Nora Rauschenbach, Pia Wieners, Elena 
Slany-Garcia, Amina Nasser, Nabieha Ebedat, Felici-
tas Hock, Elisabeth Helena Knetsch, Daphne Preston-
Kendal

Redaktionelle Mitarbeit: Gizem Önder

Kontakt: chefred@unauf.de

Anzeigen: werbung@unauf.de

Layout und Gestaltung: Elif Koç

Illustrationen: Franziska Auffenberg, Klara Heller, 
Luzie Fuhrmann, Lucia Maluga, Julia Steingraber

Titelbild: Franziska Auffenberg

Druck: Gemeindebriefdruckerei, 
              Eichenring 15a, 29393 Groß Oesingen

Auflage: 2.000

Die Artikel und Beiträge spiegeln nicht notwendiger-
weise die Meinung der Redaktion wider. Nachdruck 
und Vervielfältigung nur nach vorheriger Genehmi-
gung. Die Redaktion behält sich vor, Leserbriefe ge-
kürzt zu veröffentlichen.

Redaktionsschluss dieser Ausgabe: 22.06.2023

Die UnAufgefordert erscheint seit dem 17. Novem-
ber 1989 an der Humboldt Universität zu Berlin und 
ist eine der ältesten Studierendenzeitungen Deutsch-
lands. Seitdem begleitet sie den Weg der HU durch un-
abhängige und professionelle Berichterstattung über 
Forschung und Lehre, studentisches Leben und Kul-
tur. Bereits zweimal wurde ihr dafür der Pro-Campus 
Presse Award als beste deutschsprachige Studieren-
denzeitung verliehen.

UnAufgefordert online: www.unauf.de

Offene Redaktionssitzung
jeden Montag im Semester ( jeden zweiten Montag in 
der Vorlesungsfreien Zeit), 18.30 Uhr,
Schönhauser Allee 10-11, Raum 1.33

Antisemitische Straftaten häufen sich, rassistisches Ge-
dankengut wird virulenter. Für beide Ideologien stehen in 
den letzten Jahren vor allem zwei Orte: Halle und Hanau. 
2019 ermordete ein Antisemit und Rassist dort zwei Men-
schen, 2020 tötete ein anderer Rassist und Antisemit in 
Hanau neun Personen. Dieses Heft ist nicht den beiden An-
schlägen gewidmet – sondern der Erinnerung an die Opfer 
und den Überlebenden und Betroffenen, die Erinnerungs- 
und Aufklärungsarbeit leisten (müssen).

Um einen Eindruck der beiden Orte zu vermitteln, die sehr 
unterschiedlich mit den Anschlägen umgegangen sind, 
leiten wir das Heft mit zwei Ortsporträts der Autorinnen 
Elena S.-G. und Elisabeth K. ein. Zentrale Interviews mit 
Überlebenden und Betroffenen sind ebenfalls abgedruckt: 
Armin Kurtović, Vater des ermordeten Hamza Kurtović, 
und Max Privorozki, Vorsitzender der Jüdischen Gemein-
de Halle. Zusätzlich kommentiert Nabieha E. die Kritik, die 
Kurtović in seinem Gespräch geäußert hat. Elena S.-G zieht 
in ihrem Bericht eine Zwischenbilanz von der Arbeit des 
Untersuchungsausschusses zu dem Anschlag in Hanau. 
Um zu verstehen, wie präsent die Anschläge im kollekti-
ven Gedächtnis sind, interviewten Nora R. und Felicitas H. 
zahlreiche Student*innen der Humboldt Universität. Beide 
Täter radikalisierten sich im Internet, aber auch Erinne-
rung an die Opfer ist über das Internet möglich – Felicitas 
H. widmet der Social Media-Erinnerung ihren Bericht.

Aber die Anschläge fanden nicht in einem isolierten Um-
feld statt, sie sind eingebunden in die Gesellschaft um sie 
herum. Daher trugen Josephine M. mit ihrer Sprachkritik 
und Pia W. mit einem Artikel über Extremismus im digita-
len Raum ebenfalls zum Heft mit bei. Amina N. zeigt die 
Perspektive von diskriminierten Palästinenser*innen auf, 
um die Sicht noch einmal zu weiten.

Was hat sich verändert? Was ist gleich geblieben? Das sind 
die Leitfragen dieses Heftes. Was sich noch ändern wird, 
hängt davon ab, ob Halle und Hanau vergessen werden – 
oder nicht.

Die Chefredaktion
Büşra Koç, Malin Kraus und Leonard Hennersdorf

Liebe Leser*innen, 
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Erinnerung

Zwei Menschen riss der Anschlag in Halle aus dem 
Leben, neun Menschen der Anschlag in Hanau. Die 
Täter sind hinter Gittern oder unter der Erde, die Ak-
ten im Archiv. Der Prozess jedoch ist nicht beendet.

Ich öffne meinen Laptop. Der Platz im Flixbus reicht 
knapp, um den Bildschirm zwischen Schoß und Vorder-
lehne zu klemmen, das WLAN, um ein paar Internetsei-
ten zu laden. Ungeahnt beginnt mit der Reise nach Halle 
und Hanau für mich ein Prozess.

Eine schwelende Gefahr
Laut dem Verfassungsschutzbericht des Jahres 2022 
steigt die Zahl der Menschen mit rechtsextremen Ein-
stellungen. Es sind nicht nur Einzelne, die am politischen 
oder sozialen Rand stehen, das haben die Wahl eines AfD-
Politikers in ein kommunales Spitzenamt und die Rekord-
werte der AfD in bundesweiten Umfragen gezeigt. Auch 
antisemitische und rassistische Vorurteile, Dimensionen 
des Rechtsextremismus, sind weit in der Gesellschaft 
verbreiten. Aus ihnen kann Othering, Diskriminierung 
und Hass entstehen. In Halle und Hanau brach sich diese 
Entwicklung auf mörderische Weise Bahn: Die Anschlä-
ge sind keine Ausnahmeerscheinungen, sondern Ausbrü-
che einer stetig in der Gesellschaft schwelenden Gefahr.

Mit einem Gefühl von Ohnmacht und Frustration klappe 
ich meinen Laptop zu: Der Kampf gegen diese Gefahr ist 
doch end- und aussichtslos. Sie betrifft mich vielleicht 
gar nicht. Warum soll ich den Kampf dennoch führen?

Für „die anderen“
Manche Menschen können nicht einfach den Laptop und 
die Augen schließen. Aufgrund ihrer Abstammung, Re-
ligion oder Kultur werden sie zu „Anderen“ erklärt und 
begegnen Vorurteilen und Diskriminierung jeden Tag. 
Weil sie direkt damit konfrontiert sind, sind es häufig sie, 
die den Kampf gegen Rassismus, Antisemitismus und 
andere Formen gruppenbezogener Menschenfeindlich-
keit aufnehmen. Die Normalität dessen, dass Betroffe-
ne nicht nur als Zeugen, sondern auch als Anklage den 
Prozess führen, ist eigentlich eklatant: Dadurch werden 
viele der Betroffenen, anstatt das erlittenes Trauma es 
zu verarbeiten, immer wieder daran erinnert. „Es darf 
nicht dabei bleiben, dass Angehörige versuchen, rassis-

muskritische Bildungsarbeit zu leisten“, sagt Eren Okcu, 
Mitarbeiter der Bildungsinitiative Ferhat Unvar in Hanau 
im Gespräch mit der UnAuf. Immerhin sind es nicht die 
Betroffenen, die sich ändern müssen, sondern die Struk-
turen in der Gesellschaft und in den Köpfen jedes Einzel-
nen. 

Für uns
Die „Nicht-Betroffenen“ also müssen für die „Betroffe-
nen“ den Prozess machen und sich verändern? Nicht sel-
ten rufen solche Gedanken nicht nur Abwehrreaktionen 
hervor, sie stärken auch die Wurzel des Problems: Othe-
ring. „Die Zivilgesellschaft ist tief im Schlaf“, sagt İsmet 
Tekin, Besitzer des ehemaligen Kiez-Döners und Überle-
bender des Anschlags von Halle. „In unserem Fall sind 
zwei Deutsche gestorben.“ Vorurteile, Othering, Diskri-
minierung und Hass sind keine Gefahr für die „Einen“, die 
die „Anderen“ nicht betrifft. Sie sind eine Gefahr für die 
Demokratie und eine Gefahr für jeden von uns. Denn wir 
alle sind „anders“. Jeder Mensch muss der Realität ins 
Auge blicken, dass niemand die Augen verschließen kann.

Anstatt also einen Kampf zu führen gegen Rassismus 
oder gegen Antisemitismus, gilt es, wie die jüdische Au-
torin Esther Dischereit es formuliert, nur eins zu for-
dern: „Das Recht zu Sein.“ „Dafür muss man hart sein“, 
sagt İsmet Tekin, „für alle.“

Im ICE von Hanau nach Berlin habe ich meinen Laptop 
aufgeklappt. Unsere Reise endet. Im Kampf gegen Anti-
semitismus und Rassismus, „für das Sein“ ist sie nur ein 
kleiner Schritt. Aber sie hat mir gezeigt, dass gerade weil 
der Prozess nicht beendet ist, ich ihn jeden Tag erneut 
führen muss und werde.
Für heute schließe ich meinen Laptop. Und ich weiß, 
morgen werde ich ihn wieder öffnen.

von Elisabeth Helena Knetsch (20), studiert ab  
September Politik, Psychologie, Recht und Ökonomie

Reportage:  
Der Prozess ist 
nicht beendet

Illustration: Luzie Fuhrmann

Triggerwarnung:  
Im Heft werden antisemitische und 
rassistische Gewalt thematisiert. 
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Frisch und antik, rund und eckig, von links und von 
rechts: Alles, was Halle zu bieten hat, kommt hier zu-
sammen - scheinbar. Der Hallmarkt ist ein Abbild der 
Stadt.

Abseits des touristisch überlaufenen Marktplatzes von 
Halle reicht eine Treppe hinab: Umrahmt von repräsen-
tativen Fassaden liegt am Fuß einer empor strebenden 
Kirche ein Ort in der Sonne: Eine chaotische Ordnung aus 
Ständen und Menschen, aus Fixpunkten und Bewegung, 
voller Leben und bunt. Fast könnte man meinen, die gan-
ze Welt versammelt sich      auf dem Hallmarkt.

Wir steigen die Treppe hinab, beobachten: Die Palet-
te der Angebote ist so breit wie die der Menschen. Hier 
Schmuck aus eigener Anfertigung, dort Obst und Gemü-
se aus der Region, hier Blumen vom Feld, dort Ramsch 
aus dem Keller. Hier eine junge Studentin, die im Schatten 
einer Laterne auf dem Boden sitzt, ein Freund neben ihr. 
Dort ein kompakter Mann, der eine Kappe mit Marihuana-
Print und ein zu enges hellblaues Tanktop trägt und sei-
nen Hund führt. Hier ein junger, migrantisch      gelesener 
Mann mit Sonnenbrille. Dort ein mittelalter Herr mit Voll-
bart. Jeder bildet ein Zentrum, zieht konzentrische Kreise.

Wir durchbrechen die Ordnung, sprechen sie an: Wir fra-
gen, wie sich Halle nach dem Anschlag 2019 verändert 
hat. Der Mann mit Marihuana-Hut sieht im Attentäter 
von Halle einen „verrückten Einzelnen“, lässt uns vor 
seinem Abgang noch mehrfach wissen, dass er „gegen 
Linksextremismus“ ist. Der junge Mann aus Afghanistan 
erlebt strukturellen Rassismus als Pflege-Azubi täglich 
am Arbeitsplatz. Der Mann mit Vollbart findet, alle Rech-
ten würden      immer als „Nazis“ beschimpft und lädt uns 
ein, besser miteinander zu reden: Oben auf dem Markt-
platz gäbe es noch heute eine Kundgebung. Die Studen-
tin und der Student sprechen auch davon: „Jede Woche 
steht der ‚Stadtnazi‘ dort und schwingt seine Reden. Ein 
Teil der Menge bejubelt ihn, der Rest nimmt es hin.“

Die Reise unseres Inlandsprojektes bringt uns 
nach Hanau, eine kleine Stadt in Hessen in der 
Nähe von Frankfurt am Main. Der Moment, aus 
dem Zug auszusteigen und den Bahnsteig zu be-
treten, fühlt sich surreal an. Wie Hanau Emo-
tionen berührt.

Hanau wirkt auf den ersten Blick wie jede andere 
Stadt, aber es fühlt sich so an, als würde etwas Unge-

wöhnliches in der Atmosphäre liegen. Der Bahnhof wirkt 
klein und die schwüle Luft drückt auf die Stadt. Doch 
nicht nur das sommerliche Wetter macht sich bemerk-
bar, ich habe sofort das Gefühl der Bedrücktheit. Wäh-
rend der Fahrt begegnen einem viele Kreisverkehre, bis 
der Bus in eine enge, belebte Straße einbiegt. Es ziehen 
viele Läden vorbei und in der Abenddämmerung strah-
len mir bunte Farben von diversen Kiosken, Imbissen und 
Restaurants entgegen. 

Der Marktplatz bildet das Herzstück der Stadt, relativ 
in der Mitte erhebt sich die Statue der Gebrüder Grimm, 
die aus Hanau stammten. Jedoch ist keine Spur mehr 
des Gedenkens an die Opfer des Anschlags vom Februar 
2020 zu erkennen. Es herrscht reges Treiben. Familien 
sitzen auf Bänken und Kinder rennen über den Platz. Die 
Menschen wirken glücklich, aber trotzdem verspüre ich 
eine gewisse Melancholie. Ein paar Querstraßen weiter 
befindet sich der Heumarkt, eine kleine Straße, in der 
zwei Lokale am 19. Februar 2020 zum Anschlagsort wur-
den. Zwischen den beiden Häusern ist eine goldene Ge-
denktafel angebracht. In großen Buchstaben steht das 
Zitat: „In Erinnerung und zum Gedenken – In Memoriam“ 
– darunter eine kurze Beschreibung, was in der Tatnacht 
geschah. Danach „Wir werden sie nie vergessen“. Links 
davon befinden sich Bilder der neun Opfer. Es laufen 
Menschen vorbei, doch nur die wenigsten werfen einen 
Blick darauf. 

Einerseits scheint Normalität in die Stadt eingekehrt zu 
sein, andererseits kämpft diese offensichtlich gegen das 

Bunt und 
zerklüftet - 
Aus meiner  
Sicht: Halle

Solidarität, Verbundenheit und 
Erinnerung – Aus meiner Sicht: 

Hanau

Vergessen. An mehreren Häusern befinden sich Sticker 
mit den Namen der Opfer, einige Meter weiter sind wie-
der die bekannten Portraits auf Plakaten um einen Baum 
herum befestigt. Beim Überqueren des Heumarkts, di-
rekt in der nächsten Querstraße, ist das Schaufenster 
der Initiative 19. Februar zu sehen, in dem sich wieder 
Plakate mit den Gesichtern der Verstorbenen aneinan-
derreihen. Bei Straßengesprächen mit Passanten wird 
klar, dass es nach dem Anschlag viele Betroffene gibt 
und viele in der Stadt trauern. Hanau ist klein, jede*r 
kennt sich. Die Menschen teilen eine gemeinsame Ge-
schichte. Zudem strahlen sie eine gewisse Wärme aus – 
sie sind überaus freundlich und bemühen sich, einem ihre 
Sichtweisen näherzubringen. Das beeindruckendste ist, 
dass augenscheinlich jede Person eine eigene persönli-
che Geschichte mit der Nacht des 19. Februar verbindet.  
Außerdem gehen die Solidarität und Gemeinschaft über 
die Betroffenen hinaus. Die Menschen strahlen ein Be-
wusstsein aus, es wirkt, als hätten alle verstanden, was 
in jener Nacht wirklich passiert ist und was für eine Be-
lastung dies für die Angehörigen ist. Die Passanten teilen 
nur respektvolle, nette Worte und es fühlt sich so an, als 
wären alle in Hanau eine große Familie.

Das Gefühl, das ich in Hanau empfinde, ist paradox. Ei-
nerseits spüre ich eine große emotionale Belastung, ich 
realisiere kaum, dass ich jetzt wirklich an diesem Ort bin, 
der Stadt, die ich sonst nur aus den Medien kannte. Der 
Anschlag liegt offensichtlich noch über Hanau, wie eine 
prägende Erinnerung, die man nicht vergessen kann und 
auch nicht vergessen sollte. Andererseits empfinde ich 
im Gespräch mit den Einwohnern auch Trost. Das Gefühl 
der Solidarität ist deutlich spürbar, gemeinsam mit dem 
Willen, zusammen gegen Rassismus aller Art anzukämp-
fen. Denn bei einem sind sich die meisten einig – dieser 
Anschlag muss der letzte gewesen sein.

 von Elena Slany-García (21),  
studiert Sozialwissenschaften

Man könnte meinen, auf dem Hallmarkt kommen die 
Menschen zusammen. Doch sie treten nur flüchtig oder 
nie in Kontakt. Sie bilden alle ihr eigenes Zentrum, ziehen 
konzentrische Kreise aneinander vorbei. Sie alle leben in 
einer eigenen Welt, ohne zu sehen, dass sie alle Teil der 
einen sind.
Auf dem Hallmarkt setzt sich aus Einzelnen (k)ein Bild zu-
sammen: bunt und zerklüftet. Darin reflektiert sich diese 
Stadt. Darin reflektiert sich dieses Land.

von Elisabeth Helena Knetsch (20), studiert ab  
September Politik, Psychologie, Recht und Ökonomie

Illustration: Julia Steingraber
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Unser kollektives Gedächtnis kann nicht nur durch 
das Teilen von Hashtags verändert werden. Vor allem 
nicht-marginalisierte Menschen müssen dafür rea-
len Ungerechtigkeiten Worte des Widerstandes ent-
gegenbringen. Dennoch bieten virtuelle Netzwerke 
Platz für Vernetzung, Austausch und eine Bühne für 
perspektivische Erinnerung.

Wir leben in einer postmigrantischen Gesellschaft. Das 
bedeutet, dass sowohl unser kulturelles Leben als auch 
die deutsche Wirtschaft und Politik stark, vor allem aber 
unumkehrbar durch Migration beeinflusst sind. Das Le-
ben jedes vierten Menschen ist unmittelbar durch die 
Migrationsgeschichte in der eigenen Familie geprägt. 
Es teilen allein in Deutschland über 20 Millionen Men-
schen Erfahrungen, die von Rassismus und Ignoranz be-
stimmt sind. Migrantisch gelesene Menschen müssen 
sich Veränderungen durch Aktivismus und Eigeninitiative 
erkämpfen, denn obwohl sie lautstark Missstände arti-
kulieren, wird ihnen von der Gesamtgesellschaft oft kein 
Gehör entgegengebracht. 

An dieser Stelle ist es notwendig zu betonen, dass ich als 
weiße Studentin ohne Migrationsgeschichte weder von 
Rassismus betroffen bin, noch eine migrantische Per-
spektive einnehmen kann. Dennoch möchte ich die ge-
samtgesellschaftliche Bedeutung der Erinnerung margi-
nalisierter Gruppen reflektieren.

Dieser bisher fehlende Raum kann durch die sozialen 
Medien neu eröffnet werden. Sie sind ein wirksamer 
Weg, den Dialog zwischen verschiedenen Menschen zu 
ermöglichen, vor allem da sich Medienproduzenten und 
-rezipienten nicht voneinander trennen lassen. Egal ob 
Kommentar oder Post im Feed, jegliche Beteiligung in 
den sozialen Netzwerken konstruiert virtuelle Räume. Im 
Austausch liegt hierbei eine wertvolle Chance, die Pers-
pektive marginalisierter Gruppen stärker zu integrieren 
und unser kollektives Gedächtnis zu verändern. Daher 
ist es auch für mich als Nicht-Betroffene essenziell, die-
sen Aspekt unserer Erinnerungskultur zu betonen. Im 
Streben nach einer sicheren Gesellschaft für alle ist es 
notwendig, die eigenen Privilegien zu reflektieren und zu 
nutzen. Der Begriff des kollektiven Gedächtnisses meint 
die individuellen Erinnerungen und Wahrnehmungen ein-
zelner Gruppenmitglieder, die zusammengenommen das 

Hanau als Symbol rechter Gewalt speziell für Deutsch-
land. Hashtags schaffen kosmopolitische Solidarität 
unabhängig von nationalen Grenzen. Sie deuten sowohl 
Identitätszugehörigkeit als auch die inhaltliche Tendenz 
eines Posts an und prägen den Diskurs zu gewissen 
Themen aus der Perspektive der Betroffenengruppe. 
Öffentliche Zugänglichkeiten zu schmerzvollen Erfah-
rungen und privater Erinnerung machen die Erzählenden 
jedoch verletzlich. Das birgt die Gefahr, dass andere 
User*innen diese Symbole instrumentalisieren und ver-
suchen, sie gewaltvoll umzudeuten. Es braucht also ihre 
ständige Nutzung, um Erinnerungen bewusst aufrecht-
zuerhalten.

Begrenzung wirksamer Erinnerung

Digitale, soziale Medien sind Räume, die von visuellen 
Eindrücken und performativen Darstellungen leben. Da-
her es ist es umso sinnvoller, sie für die Sichtbarkeit mi-
grantischer Perspektiven in dieser Weise zu nutzen. Als 
nicht-migrantische Person bedeutet das, die Stimmen 
marginalisierter Personen zu teilen. Zwei weitere Prakti-
ken sind Informantions- und Gedenkposts. Letztere wa-
ren beim Attentat in Hanau sehr präsent, sie werden bis 
heute (hauptsächlich zu Jahrestagen) geteilt. Ihre Wir-
kung hat sich vor allem durch ständiges Reposten und 
die Zirkulation ähnlicher Beiträge entfaltet.
Wir brauchen diese niedrigschwellige mediale Aufberei-
tung. Gleichzeitig müssen wir im Hinterkopf behalten, 
dass soziale Medien oftmals keinen Platz für ausführliche 
Quellenangaben und Kontextualisierungen bieten. Sie le-

ben von Vereinfachung, die auf der Verständlichkeit für 
möglichst alle beruht. Dafür bergen simplifizierte Posts 
die Gefahr, intransparente Informationen in Umlauf zu 
bringen oder Sachverhalte ungewollt zu verzerren.

Algorithmen reduzieren die Sichtbarkeit

Theoretisch erlauben die sozialen Medien unbegrenzte 
Verbreitung der Inhalte. Dieser Idee widersprechen in 
der Realität Algorithmen, die wie unsichtbare, digita-
le Grenzen wirken. TikTok, Instagram und Twitter sind 
auf möglichst kontroverse Statements oder beson-
ders humoristische Memes ausgelegt, im Fokus steht 
die maximale Interaktion und Nutzungsdauer. Neutral 
abwägende, politische und kritische Beiträge, die nicht 
in dieses Schema passen, werden fremden Nutzer*innen 
viel seltener vorgeschlagen. So entsteht eine kontinuier-
liche Zirkulation ähnlich aufgebauter, populärer Medien-
typen, die aber den Raum für tiefgreifendere Inhalte ver-
sperren.

Meine Rolle als Angehörige einer weißen Mehrheitsge-
sellschaft besteht darin, die Worte marginalisierter und 
rassifizierter Menschen zu teilen. Ihre Stimmen brau-
chen mehr freie Entfaltungsmöglichkeit, aber vor allem 
Gehör Nicht-Betroffener, um unser Kollektivbewusstsein 
zu formen. Nur so können rassistische Denkmuster wirk-
sam durchbrochen werden.

Von Felicitas Hock (20), 
studiert Sozialwissenschaften

Zwischen Hashtags 
und Storyslides:

migrantische Erinnerung 
in der virtuellen Welt 

öffentliche Bewusstsein bilden. Abhängig vom sozialen 
Rahmen bestimmen diese, welche vergangenen Ge-
schehnisse weitererzählt und immer wieder aktiv repro-
duziert werden. Auf diesem Weg bildet sich die Erinne-
rungskultur einer Gesellschaft. Wir können zumindest in 
Teilen lenken, was uns gegenwärtig im Gedächtnis bleibt 
und dadurch die Art zukünftiger Erinnerung bewusst 
konstruieren.

Selbstermächtigung durch neue Narrative

In den sozialen Medien haben sich niedrigschwelli-
ge Praktiken etabliert, die es nahezu jedem Menschen 
ermöglichen, sich zu beteiligen. Dadurch wird die Ver-
netzung und Solidarisierung sowohl innerhalb einer mar-
ginalisierten Gruppe als auch öffentlich zugänglich.
Dadurch  wiederum wird ein virtueller Raum geschaffen, 
der in institutionellen Sphären oftmals fehlt. In ihm ist es 
möglich, bestehende Narrative, die sehr oft einen degra-
dierenden Ursprung haben, zu reflektieren und umzudeu-
ten. Diese Ersetzung von Fremd- durch Eigenbeschrei-
bung kann viel Kraft geben, wodurch sich der unsichere 
digitale Raum einer Gruppe verfestigen kann. Er kann von 
dort an je nach den eigenen Bedürfnissen genutzt wer-
den. Diese beinhalten oft die gemeinsame Verarbeitung 
von Emotionen oder das Teilen von gemeinsamen, unter 
anderem schmerzhaften Erfahrungen. Erinnerung funk-
tioniert besonders gut durch das Erzählen einprägsamer 
Geschichten, der Fachbegriff dafür lautet Historytelling. 
Personen können ihre Erfahrungen auf diese Art aus ih-
rer persönlichen Perspektive selbst formulieren. Sie sind 
subjektiv konstruiert und offen zugänglich für alle.

Gedenken durch #

Eine virtuelle Praktik in diesem Zusammenhang ist die 
Verwendung von Hashtags. Im direkten Zusammen-
hang mit dem rassistisch motivierten Anschlag auf Ha-
nau am 19. Februar 2020, bei dem 9 Menschen getötet 
wurden, stehen beispielsweise #saytheirnames und 
#hanauistüberall. Ersterer steht für Solidarität mit Op-
fern rassistischer Gewalt weltweit und fordert, sie nicht 
in Vergessenheit geraten zu lassen. Komprimiert hinter 
drei kleinen Worten verbergen sich unzählige Menschen 
weltweit, denen ihr Leben aufgrund des tief verwurzelten 
Rassismus genommen wurde. #hanauistüberall benennt 

Illustration: Luzie Fuhrmann
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In ihrem Buch hält Dischereit de-
zidiert die Stimmen der Betroffe-
nen fest und stellt sie nicht als Op-
fer, sondern als Zeug*innen dar, die 
die Narration im Gerichtsprozess 
selbst bestimmen. Neben den Aus-
sagen der Überlebenden sammeln 
sich Plädoyers der Nebenklagenver-
treterinnen und -vertreter und Be-
richte von Sachverständigen. Damit 
sind nicht alle wichtigen Dokumen-
te abgebildet, doch die Vielfalt an 
Dokumenten - von Statements bis 
hin zu Interviews - ermöglicht nicht 
nur einen tieferen Einblick in die 
Solidaritätsstrukturen zwischen den 
Überlebenden, die sich unter ande-
rem während des Prozesses ergaben, 
sondern gibt ihnen auch eine Stim-
me. Und sie gibt der Geschichte der 
Großmutter der Rabbinerin Rebecca 
Blady, die Auschwitz überlebte, einen 
Raum.

Indem Blady in ihrer Zeugenaussage 
ein tief sitzendes Familientrauma zur 
Sprache bringt, macht sie eine Alle-
gorie auf. Eine, die dem Gericht zei-
gen soll, wie die Shoah zwar vorbei, 
aber weiterhin wirksam ist. Im Zuge 

Am 9. Oktober 2019 wurden in Halle (Saale) die Pas-
santin Jana L. und der Imbiss-Gast Kevin S. im Zuge 
eines antisemitischen Anschlages getötet. Am 19. Fe-
bruar 2020 kamen neun Personen mit Migrationshin-
tergrund in Hanau bei einem rassistischen Attentat 
ums Leben. Zwei voneinander separat zu betrachten-
de Vorfälle, beide gleichermaßen schwer. Ist diese 
Schwere der Anschläge unter Berliner Student*innen 
noch spürbar? Wir haben nachgefragt.

Es ist ein heißer Maitag in Berlin. Die Student*innen 
tummeln sich vor dem Institutsgebäude am Hegelplatz. 
Die Pause zwischen den Kursen hat gerade begonnen, 
perfekt also, um sich über Themen jeglicher Art auszu-
tauschen. Wir gehen auf zwei junge Männer zu. Der eine 
muss leider los und hat demnach keine Zeit, mit uns zu 
sprechen. Sein Freund aber schon. Auf die Frage, was er 
mit Halle verbinde, antwortet er, dass seine ganze Fami-
lie von dort komme. Er erzählt uns von einem bekannten 
Laternenfest, das jedes Jahr stattfindet, und von seinen 
Großeltern, die noch sehr in alten Denkmustern fest-
stecken. Wir geben ihm das Stichwort Extremismus in 
Deutschland: „Sowohl Rassismus als auch Extremismus 
sind gerade sehr am Erstarken und sind vielleicht sogar 
stärker, als man die ganzen Jahre gedacht hat“, ist die 
Antwort des Studenten. Den am 9. Oktober 2019 in Halle 
passierten Anschlag erwähnt er nicht.

Eine andere Student*innengruppe stellt – allerdings auch 
erst nach Nennung des Stichwortes – vage Assoziationen 
zwischen der Stadt Halle und Extremismus her: „Da ist 
eine größere rechte Szene. Aber ist ja auch im Osten, das 
ist jetzt keine Überraschung.“ Nach nochmaligem Nach-
fragen und etwas Überlegen erinnern sich diese Studen-
tinnen schließlich auch an das Attentat. Wirklich sicher 
scheinen sie sich jedoch nicht in ihren Antworten zu sein, 
da diese eher fragend daherkommen und wie zu einem 
Puzzle zusammengefügt werden.

Ganz anders sieht das aus, als wir uns bei den Student*in-
nen nach ihren Assoziationen mit der Stadt Hanau er-
kundigen. Ein Student antwortet: „Mir kommt direkt das 
Attentat in den Kopf. Sonst weiter nichts, ich war auch 
noch nie da.“

Buchkritik: Das Echo der Anschläge 
unter Berliner Student*innen

ihrer Evakuierung aus der Synagoge 
am 19. Oktober 2019 konnte Blady 
die Babysitterin ihrer 15 Monate alten 
Tochter lange Zeit nicht erreichen, 
war von ihrer Tochter für unabseh-
bare Zeit getrennt und verfiel in Pa-
nik. Schließlich meldete sich die Ba-
bysitterin und kam in der Synagoge 
an. Doch erst als ihr Mann der Polizei 
drohte, dass er die Synagoge nicht 
verlassen würde, ließ die Polizei zu, 
dass die Babysitterin der Mutter die 
Tochter durch die Absperrung über-
gab.

Das vererbte Familientrauma äußerte 
sich in diesem Fall in der Geschichte 
der über 90-jährigen Großmutter 
Olga von Blady, die als Kind von dem 
KZ-Arzt Josef Mengele an der Rampe 
des KZ Auschwitz von ihrer Mutter 
getrennt wurde und zusehen muss-
te, wie die Mutter niedergeschlagen 
wurde. Nur die Tochter überlebte.
 
Interessant ist in diesem Zusam-
menhang der Begriff der Zeug*in-
nenschaft. Für Dischereit dient der 
Gerichtssaal nicht nur der Wahr-
heitsfindung, sondern auch der Hei-

ANZEIGE

„Hab keine Angst, 
erzähl alles! Das 

Attentat von Halle 
und die Stimmen der 

Überlebenden”
Auch als wir Personen im gleichen Interview direkt auf-
einanderfolgend befragen, was sie mit Hanau verbinden, 
und was mit Halle, können sich die Studierenden nicht 
an das Attentat in Halle erinnern; der Anschlag in Hanau 
ist ihnen aber sehr wohl noch präsent: „Ich verbinde mit 
Halle heftige Fußballfans und braunes Gedankengut“, so 
ein Student. Nur wenige Sekunden später äußert sich je-
ner Student zu Hanau wie folgt: „Da gab es doch so einen 
krassen Anschlag.“

Auch für zwei weitere Studentinnen ist das Attentat in 
Halle nicht mehr greifbar. Ihre Aussagen bringen aber 
noch eine Überraschung zu Tage: „Da ist doch irgend-
was passiert oder nicht? War in Halle nicht das mit der 
Shisha-Bar?* Ach nein, das war Hanau… Ich glaube, Halle 
hat einfach ein Rechts-Problem, Halle kommt mir sehr 
rechts vor, aber ich weiß nicht, was da passiert ist.“

Die Stimmen unserer Umfrage lassen nun eine Tendenz 
erkennen: Während der Anschlag in Hanau den meisten 
Student*innen noch sehr gut im Gedächtnis ist, können 
sie sich an den in Halle kaum noch bis gar nicht mehr 
erinnern. Hierbei gilt zu bedenken, dass die beiden An-
schläge nur wenige Monate auseinanderliegen. Die zeit-
liche Komponente dürfte also keine Rolle spielen. Was 
aber dann? Eine mögliche ungleich verteilte Präsenz in 
den Medien? Der Fakt, dass in Hanau neun Menschen ge-
storben sind und in Halle „nur“ zwei?

Was auch immer der Grund für das Nicht-Erinnern ist: 
Das Ergebnis der Interviews jedenfalls ist eine erschre-
ckende Bilanz, die zeigt, wie viel in Sachen Erinnerungs-
kultur und Aufarbeitung noch geschehen muss.

*Anm. d. Chefredaktion: In einschlägigen Berichten über das Attentat 
von Hanau war oft von „Shisha-Morden“ die Rede. Dieser Begriff ist nicht 
zutreffend, lediglich einer der Morde fand in einer solchen Bar statt. „Shi-
sha-Morde“ ist damit eine herabwürdigende Verallgemeinerung. 

Von Felicitas Hock (20), 
studiert Sozialwissenschaften und 

Nora Rauschenbach (28), 
studiert  Europäische Literaturen

lung der Betroffenen. In ihrer Zeu-
genschaft übernimmt Rebecca Blady 
stellvertretend für ihre Großmutter, 
die bis zu diesem Zeitpunkt nie vor ei-
nem internationalen oder deutschen 
Gericht davon sprechen konnte, wel-
che Gräueltaten ihr und ihrer Familie 
in der Shoah angetan wurden, die An-
klage. Damit spricht die Großmutter 
durch sie und ein kollektives Schick-
sal wird vergegenwärtigt.

Die Zeug*innen sprachen nicht 
nur darüber, was geschah, son-
dern bekannten sich auch zu ihrem 
Jüdischsein. Manche sangen in jiddi-
scher Sprache und andere sprachen 
Gebete auf Hebräisch. Schon im Vor-
wort offenbart sich das Vermächtnis 
dieser Dokumentation: „Das Zeugnis 
darüber, was ist und was war, ist 
das Zeugnis darüber, dass die- oder 
derjenige, der zeugt, da ist, existiert 
oder existierte.” Das ist der Autorin 
gelungen: über den Fall zu berichten, 
ohne sich als Zeugin der Zeug*innen 
in den Vordergrund zu rücken. 

von Büşra Koç (25), 
studiert Erziehungswissenschaften

„Hab keine Angst, erzähl alles!”, ist der Satz der 
Großmutter der Rabbinerin Rebecca Blady. Die 
Enkelin hat den Anschlag am 9. Oktober 2019 in 
Halle überlebt, die Oma die Shoah. Er ist auch der 
Titel des Buchs der jüdisch-deutschen Autorin 
Esther Dischereit, die den Prozess in Magdeburg 
gegen den Attentäter von Halle begleitete.

Foto: Gizem Önder 
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Tuğsal Moğul, Arzt und Theaterregisseur, beschäftigt 
sich in seinen Stücken mit Rechtsextremismus und 
Antisemitismus. Der öffentliche Charakter des Thea-
ters geht einher mit seinem Anliegen, strukturellen 
Rassismus sichtbar zu machen und Opfern wie An-
gehörigen zu erinnern. Sein Stück „And now Hanau“ 
macht dafür öffentliche Orte zur Bühne.

Tuğsal Moğul  hat seine Arbeit am Theater 2008 mit Re-
chercheprojekten begonnen, die sich primär mit ethisch-
medizinischen Themen beschäftigen. Als Arzt und Regis-
seur konnte er früh aus dieser doppelten Qualifikation 
schöpfen. Sein Werdegang zum Themenkomplex Migrati-
on und Rassismus in Deutschland umfasst seine gesamte 
Karriere. Mit dem Stück „Die deutsche Eiche“ setzt der 
Regisseur 2012 sein erstes Dokumentartheaterstück um, 
das sich mit der ersten Generation deutsch-türkischer 
Einwanderinnen auseinandersetzt. „Sie haben mir ihre 
Geschichten geschenkt“, sagt Tuğsal über den Entste-
hungsprozess dieses Stückes. Mit über 70 Frauen, teils 
Freundinnen seiner Mutter, habe er für dieses Projekt 
gesprochen, sie kennengelernt und ihre Geschichten an-
gehört. „Diese Geschichten ziehen mich an, auch meine 
Eltern kommen aus einem anderen Land, ich bin in Nord-
rhein-Westfalen geboren und türkischer Muttersprach-
ler“, erzählt Tuğsal auf die Frage nach der Motivation für 
diese Recherche. „Und dann fingen 2011 die Morde an. 
Mir war klar, dass das mit Rechtsextremismus zu tun 
hatte, auch wenn die Medien das lange vertuschten.  Ich 
war wütend und frustriert, als ich 2011 erfahren habe, 
wie das war und wie der Staat so versagt hat.“

„Auch Deutsche unter den Opfern“

Tuğsal fährt zu den NSU-Prozessen nach München, er-
möglicht durch ein Arbeitsstipendium des Theater Müns-
ter. Dazu berichtet er: „Ich habe mich tiefer in die Netz-
werke eingearbeitet. Wie kann ein Staat so versagen, 
wenn es um Rechtsextremismus geht?“ Das aus seinen 
Protokollen, Erlebnissen und Recherchen in München 
entstandene Theaterstück heißt „Auch Deutsche unter 
den Opfern“ und feierte Uraufführung am 17.01.2015 im 
Theater Münster und ist den in der Bundesrepublik durch 
rechte Gewalt getöteten Menschen gewidmet. Das Stück 
ist so erfolgreich, dass es mehrmals nachgespielt und so-

gar als Hörbuch veröffentlicht wird. Für Tuğsal beginnt 
jedoch erst jetzt, was mit der Motivation in München den 
Prozessen beizuwohnen begonnen hatte: „Wir bekom-
men als weiße Mehrheitsgesellschaft so wenig mit, was 
in Deutschland passiert. Das hat mich nicht mehr losge-
lassen.“ Mit der Ambition, weitere rassistisch motivierte 
Anschläge dokumentarisch für das Theater aufzuarbei-
ten, beginnt seine Arbeit an einem neuen Stück. 

Es hört einfach nicht auf

Denn es hört einfach nicht auf. So fängt das Stück „And 
now Hanau“ an, an dem Tuğsal seit 2020 gearbeitet hat. 
Es thematisiert den Anschlag in Hanau am 19. Febru-
ar 2020, bei dem Gökhan Gültekin, Sedat Gürbüz, Said 
Nesar Hashemi, Mercedes Kierpacz, Hamza Kurtović, 
Vili Viorel Păun, Fatih Saraçoğlu, Ferhat Unvar und Ka-
loyan Velkov aus rassistischen Motiven getötet wurden. 
Kontakt, so Tuğsal, entstand dann mit den Angehörigen, 
vornehmlich Mitgliedern der Initiative 19. Februar, beim 
ersten Gedenktag des Anschlages 2021. Danach habe er 
zwei Jahre recherchiert und einen Theatertext entwor-
fen. 
Als dessen Besonderheit beschreibt Tuğsal, wie nah er 
mit Angehörigen für dieses Projekt zusammengearbeitet 
habe. Daraus hätten sich aber umso festere Bindungen 
und Erinnerungsmomente geformt. „And now Hanau“ 
nimmt die Perspektive der Opfer ein und markiert da-
rin eine wichtige Leistung des Theaters selbst. Das ist 
nicht nur für die Angehörigen wichtig, sondern auch ein 
elementarer Bestandteil der Erinnerungsarbeit. „Solche 
Stücke“, so Tuğsal, „gehören in das Repertoire von allen 
Theatern.“ Sie lehnen vor allem das ab, was in den Medien 
häufig falsch und traumatisierend für die Angehörigen 
der Opfer kolportiert wurde. 

Wo Entscheidungen getroffen werden

Es ist stattdessen eine Erinnerungsarbeit, die die Angehö-
rigen mit einbezieht, die Perspektive der Opfer einnimmt 
und Distanz bewusst durchbricht: „Die Unmittelbarkeit 
des Theaters ist das, was es am Besten leisten kann: 
das Stück einem Publikum näher bringen, das sonst ins 
Theater gehen würde. Szenarien dort stattfinden lassen, 
wo Entscheidungen getroffen werden“, erzählt Tuğsal 

Es hört einfach 
nicht auf:

zu „And now Hanau“. Das Stück spielt deshalb 
nicht auf einer klassischen Theaterbühne, son-
dern im Rathaus in Recklinghausen, dem Rat-
hausfestsaal und dem Landgericht in Münster. 
Die Uraufführung findet am 26. Mai 2023 in 
Münster als Koproduktion mit den Ruhrfest-
spielen Recklinghausen und dem Theater Ober-
hausen, in Kooperation mit dem Maxim Gorki 
Theater Berlin statt. 

„Die Stimmung während der Aufführung ist 
dann ein bisschen so wie im Gottesdienst“, er-
zählt Tuğsal über sein Stück. „In Recklingshau-
sen war noch nie so eine Stille am Schluss, als 
das Licht ausgegangen ist. Es gab minutenlan-
ges Schweigen. Die Angehörigen waren auch 
da. Das war schon anders als in anderen Thea-
terstücken.“ 
Das Theater ist natürlich nicht die einzige In-
stanz, um Erinnerungsarbeit zu leisten. Auch 
filmische Bearbeitungen hat es einige nach den 
Anschlägen gegeben. „Es gibt Dokumentar-
filme, wie den von Marcin Wierzchowski, die 
auch das leisten können, aber die schaut man 
sich alleine zuhause an. Mit hundert Leuten da-
gegen in einem Raum zu sitzen, ist eine andere 
Erfahrung“, so Tuğsal über das Potenzial seiner 
Inszenierung. 

„And now Hanau“ macht sichtbar, wie Erinne-
rungsarbeit aktiv geleistet werden kann. Das 
Stück zeigt vor allem transformatives Poten-
zial, denn es macht die Öffentlichkeit bewusst 
zur Bühne. Im Festsaal des historischen Rat-
hauses Münster, Kern der öffentlich-politi-
schen Stadtarbeit, treten die Schauspieler*in-
nen auf. Sie erschaffen eine Atmosphäre, die 
durchdringend wie schockierend ist. Tuğsal 
Moğul  schafft einen Raum, der kein Vergessen 
möglich macht. 

von Malin Kraus (23),  
studiert Deutsche Literatur
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UnAufgefordert: Wie fühlen Sie 
sich nach dem Anschlag in Ihrer 
Heimatstadt Hanau und allgemein 
in Deutschland?

Armin Kurtović: Ehrlich gesagt, ich 
habe mich noch nie so fremd ge-
fühlt. Meine Eltern sind 1986 nach 
Deutschland gekommen. Ich bin 1974 
hier geboren. Ich kenne nichts ande-
res. Ich bin deutscher Staatsbürger. 
Wieso schickt man mir nach dem 
Attentat den Ausländerbeirat, einen 
Migrationsbeauftragten und einen 
Dolmetscher? Ist mein Deutsch so 
schlecht? Ich habe einen Politiker im 
Untersuchungsausschuss befragt. 
Ich habe ihn gefragt, wenn mein Sohn 
morgen eine Heidi heiratet, und es 
passiert wieder etwas, kommt dann 
wieder der Ausländerbeirat? Dann 
sagt er zu mir ‚nach dem Nachnamen 
nach zu urteilen schon‘. Also muss ich 
Schmidt, oder Müller heißen? Also 
soll ich mir die Haare blond färben? 
Das ist so. Das ist die Realität. Einmal 
Kanacke, immer Kanacke.

Haben Sie aktuell konkrete Forde-
rungen, die Sie an die Behörden äu-
ßern möchten?

Die sollen ihre Aufgabe erledigen. 
Der Notausgang war abgeschlossen, 
das sage nicht nur ich. Es kann doch 
nicht sein, dass ich als Vater eine 
Strafanzeige machen muss, wegen 
des verschlossenen Notausgangs. 

Die Jungs, die den Anschlag überlebt 
haben, haben am nächsten Tag ge-
sagt, ‚alle Türen waren verschlossen‘. 
Die haben das ausgesagt. Zwei Poli-
zisten sagen, die Tür war abgeschlos-
sen. Und der Staatsanwalt sagt nach 
2 Jahren ‚kann ja sein, dass sie nur 
geklemmt hat‘. Aber die Wahrheit 
ist, dass die Staatsanwaltschaft Ha-
nau eine Woche nach dem Anschlag 
wusste, dass der Notausgang ver-
schlossen war und wer es angeord-
net hat. Die wussten es und sind dem 
nicht nachgegangen. In meinen Au-
gen ist das Strafvereitelung im Amt. 
Es gibt sogar Videoaufnahmen, dass 
zwei, drei Leute, bevor der Täter rein-
kommt zum Notausgang gehen, aber 
die Tür zu ist und deshalb wieder 
rauskommen. Das ist alles belegt. Es 
kann doch auch nicht sein, dass der 
Notruf seit 2002 nicht funktioniert. 
Wir reden von der 110. Und jetzt weiß 
es keiner, keiner ist dafür verant-
wortlich. Ich meine, jemand muss es 
ja in Auftrag gegeben haben. Jemand 
muss das ja, oder sind die so unfähig? 
Dann weiß ich nicht, welche Erkennt-
nis schlimmer ist. Ich glaube, es kann 
nicht sein, dass irgendwo auf der 
Welt ein Notausgang abgeschlossen 
ist, auf Anordnung der Polizei. Und 
dass man es so vertuscht. Und das 
ist nicht nur Staatsversagen, das ist 
Staatsterrorismus. 

Ich wollte nie etwas anderes, außer 
Gerechtigkeit. Ich hätte mir ge-

wünscht, dass zehn Politiker hierher-
kommen, die etwas zu sagen haben, 
die Rückgrat haben, sich das alles an-
gucken, und dann sagen: Ja, jetzt soll-
te es Konsequenzen geben. Der muss 
gehen und der muss gehen. Aber es 
ist nie passiert. Ich muss auch, wenn 
ich falsch parke, Strafe bezahlen. Da 
sagen sie auch: Du lernst es nicht an-
ders! Und es ist besser, diese Polizis-
ten anzuklagen, da sauber zu machen 
in dem Laden, damit die auch wissen, 
dass es nicht folgenlos ist. Der Poli-
zeipräsident von Südosthessen, der 
für alles verantwortlich war, für den 
Notruf, für den Notausgang, für alles, 
der wurde nach dem Anschlag zum 
Landespolizeipräsidenten befördert. 
Damit er auch einen guten Einblick 
hat, wo er was vertuschen kann.

Stehen Sie in Kontakt mit verant-
wortlichen Politiker*innen, hatten 
Sie jemals Kontakt?

Seit dem Anschlag habe ich den Kon-
takt gesucht. Ich bin auf die zugegan-
gen, lange bevor wir Akteneinsicht 
hatten. Ich habe auf die Probleme 
hingewiesen, was schiefgelaufen ist. 
Ich muss immer an meine Schulzeit 
zurückdenken, so fünfte bis siebte 
Klasse. Da gibt es doch diese Mathe-
matikaufgaben in Textform. Und eine 
Frage wäre: Wie viel sind 13 von 19? 
Es waren ja 19 SEK-Beamte im Ein-
satz. 13 davon waren in rechtsextre-
men Chatgruppen und sogar ein Pä-

dophiler dabei, das muss auch gesagt 
werden. Wie viel Prozent sind das? 
70 Prozent. Dann haben wir den Poli-
zisten, der dem Vater von Vili Viorel 
Păun ins Gesicht sagt, er hätte nicht 
gedacht, dass ein Zigeuner Zivilcou-
rage hat. Wir haben den Polizisten, 
der meinen Sohn als ‘orientalisch-
südländisch‘ bei der Leichenbeschau-
ung bezeichnet. Und jetzt ist meine 
Frage: Wie hoch ist die Möglichkeit 
an einen anständigen Polizisten zu 
kommen, wenn irgendwas passiert? 
Liegt die bei 30 Prozent? Von einem 
Polizisten muss ich erwarten, dass er 
auf dem Boden des Grundgesetzes 
steht. Ich muss es von ihm erwarten. 
Und wenn er das nicht tut, ist er fehl 
am Platz.

Ich habe das im Untersuchungs-
ausschuss gesagt und sage es jetzt 
nochmal: Im April 2020 habe ich an-
gefangen die Behörden mit dem Not-
ausgang anzugehen. Ich habe damals 
den Ministerpräsidenten angerufen 
und mit ihm telefoniert, das ist auch 
kein Geheimnis. Und habe ihm ge-
sagt, was er dem Innenminister sa-
gen soll über den Notausgang. Denn 
der Innenminister ist telefonisch 
nicht erreichbar. Ich wurde danach 
angerufen: Der Innenminister wisse 
Bescheid, der kümmere sich drum 
– da frage ich mich: Wieso hat er 
die Staatsanwaltschaft nicht beauf-
tragt? Und wieso geht er weg, wenn 
er mich sieht? Und dann sagen die, 
‚der verzweifelte Vater hat seinen 
Verstand verloren‘. Soll ich mich noch 
bedanken bei denen? Da muss man 
erstmal so abgebrüht und charak-
terlos sein, jemanden so etwas vor-
zuwerfen. Ich weiß nicht, wo wir hier 
leben. Wenn mir das einer vor dem 
Anschlag erzählt hätte, hätte ich ge-
sagt, er lügt.

Kam jemals eine Entschuldigung?

Entschuldigung? Was für eine Ent-
schuldigung? Die haben doch alles 
richtig gemacht. Hauptsache, die 
sitzen da oben an der Macht und ha-
ben die Hebel in der Hand. Und dann 
rechtfertigen sie alles. Beim ersten 
Treffen mit CDU-Politikern in Hanau, 
kamen die schon mit den Vorwürfen 
wegen Vili: ‚Was fährt der dem Täter 
denn auch hinterher?‘. Dass er fünf-
mal die Polizei gerufen hat, sich zwei-
mal verwählt hat und dreimal durch-
gekommen ist, sieht man auf seinem 

Handy. Und dann stellen sie es so hin, 
als hätte man sowieso nichts ver-
hindern können. Dass die sich zum 
Jahrestag überhaupt trauen, an den 
Friedhof zu kommen. Es geht nicht 
um die, es geht um die Menschen. Die 
haben eine Verantwortung uns ge-
genüber, nicht sich selbst. Das Prob-
lem ist, es fehlt ein Willi Brandt, der 
kommt, sich hinkniet und sich ent-
schuldigt. 

Woraus ziehen Sie Ihre Kraft zum 
Weitermachen, trotz all der Stei-
ne, die einer Aufklärung in den Weg 
gelegt werden?

Wir sind es den Toten und den Le-
bendigen schuldig. Und ich bin es den 
Menschen schuldig, die ihr Vertrauen 
seit 20 Jahren jemandem hier gege-
ben haben, der es nicht verdient. Gu-
cken wir uns an, was in den letzte 20 
Jahren passiert ist, besonders in die-
sem Bundesland: NSU, NSU 2.0, der 
Terroranschlag von Hanau, Walter 
Lübcke, das hat eine Kontinuität. Das 
kommt nicht aus dem Nichts. Irgend-
wo hat es seine Ursachen. Irgendwie 
muss das alles aufgeklärt werden, 
damit so etwas nie wieder passiert. 
Und so wie ich die Sache sehe, hat 
die Landesregierung kein Interesse 
daran, es aufzuklären. Was habe ich 
denn zu erwarten, wenn der ehema-
lige Ministerpräsident von Hessen, 
Volker Bouffier, uns ins Gesicht sagt, 
darüber gibt es sogar einen Zeitungs-
artikel: ‚Eine möglicherweise rechts-
extreme Gesinnung bei den Polizisten 
muss ja nicht heißen, dass die falsch 
handeln.‘ Das hört sich in meinen Oh-
ren so an, wie: ‚Eine möglicherweise 
pädophile Veranlagung beim Kinder-
gärtner muss ja nicht heißen, dass 
er sich an meinen Kindern vergeht.‘ 
Es kann doch nicht sein, dass Leute 
im Untersuchungsausschuss sitzen, 
die während die Angehörigen ihr Leid 
schildern, sich Kopfhörer aufziehen 
und sich die Bundeswahl von Fried-
rich Merz ansehen. Ich meine, für den 
Friedrich Merz sind das alles ‚kleine 
Paschas‘. Für mich sind das große 
Nazis. Sorry, dass ich das so sagen 
muss. 

Ist es eine Option für Sie Hanau zu 
verlassen? Haben Sie sich jemals 
Gedanken darüber gemacht?

Ehrlich gesagt, wollte ich mein Kind 
exhumieren und dieses Land verlas-

sen. Mir wurde das Gefühl gegeben, 
dass ich niemals dazu gehören werde. 
Mein Sohn war weder vorbestraft, 
noch war er polizeibekannt, noch gab 
es irgendwelche Ermittlungsverfah-
ren gegen ihn. Und die haben die Lei-
che des Täters besser behandelt als 
die meines Sohnes. Wenn die einen 
Schuldigen suchen, dann wäre ich 
willkommen. Ich kann das aus Erfah-
rung sagen. Wieso bekommen wir die 
Gefährderansprache, wir sollen keine 
Blutrache üben. Ich habe niemandem 
gedroht, ich wurde bedroht. Wieso 
hat man mir nicht gesagt, dass man 
mir droht? Entbehrlich. Ich bin zu der 
Erkenntnis gekommen, dass es nie-
mals eine Hamza-Kurtović-Straße 
geben wird. Das wird’s nicht geben, 
weil die es nicht wollen. Es gibt eine 
Schule, die ist nach meinem Sohn 
benannt. Aber das haben wir be-
zahlt. Jetzt ist sogar dieses Mahnmal 
mitten in der Stadt ein Problem. Ich 
weiß, ich kann mich auf die Behörden 
nicht verlassen. Die werden mir nicht 
helfen, selbst wenn sie es können, 
werden sie es nicht machen.

Gibt es trotzdem irgendwas, das 
Ihnen Mut und Hoffnung macht?

Also ich weiß, es gibt nicht mehr Vie-
les, was mir Angst macht. Und seit es 
alles passiert ist, lassen die uns nicht 
zur Ruhe kommen. Ich muss sagen, 
dass die Behörden komplett versagt 
haben und ihrer Pflicht nicht nach-
gekommen sind. Die sind nur damit 
aufgefallen: Wegducken, verstecken 
und aus der Verantwortung ziehen. 
Keiner von denen ist zurückgetre-
ten, oder hat die Konsequenzen ge-
zogen. Sie stellen sich alle so hin, als 
hätte keiner was gewusst. Als wäre 
das alles irgendwo in Afrika passiert. 
Das ist die bittere Realität. Aussitzen, 
Schweigen, Wegducken, Verstecken, 
aus der Verantwortung ziehen, klein 
Reden. Ich bin sehr dankbar für jede 
einzelne Stimme, die nicht mich un-
terstützt, sondern der es gelegen ist, 
dass die Sache aufgeklärt wird. Dass 
Konsequenzen gezogen werden, da-
mit es in Zukunft nie wieder passiert. 
Weil wenn es folgenlos bleibt, ist es 
ja vorprogrammiert, dass es nochmal 
kommt. 

Von Nabieha Ebedat (22),  
studiert Deutsche Literatur und  

Sozialwissenschaften und  
Felicitas Hock (20),  

studiert Sozialwissenschaften

Am 19. Februar 2019 wurde der 22-jährige Hamza 
Kurtović bei einem rassistischen Anschlag in Hanau-
Kesselstadt in einer Bar ermordet. Dort soll der Not-
ausgang verschlossen gewesen sein, die Polizei war 
nicht erreichbar. Wegen solcher Fehler prangert sein 
Vater, Armin Kurtović, seitdem Polizei und Behörden 
in Hessen an. Zusammen mit anderen Überlebenden 
und Angehörigen will er an die Opfer erinnern und die 
Aufklärung der Mordumstände vorantreiben. 

“Ich bin zu der Erkenntnis 
gekommen, dass es niemals 
eine Hamza-Kurtović-Straße 
geben wird.”: Interview  
mit Armin Kurtović

Illustration: Lucia Maluga
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Erinnerung Erinnerung

In einer Pressemitteilung begründet die Staatsanwalt-
schaft das wie folgt: „Es konnte jedoch nicht mit letzter 
Gewissheit geklärt werden, ob die Notausgangstür zum 
Zeitpunkt des Anschlags verschlossen war oder nicht.“ 
Die Tür könne nur geklemmt haben, es sei nicht sicher, 
ob den Menschen „die Flucht geglückt wäre“.

Entgegen den Aussagen der Staatsanwaltschaft fand 
die unabhängige Ermittlungsagentur ‚Forensic Architec-
ture‘ anhand des Videomaterials der Überwachungska-
meras danach heraus, dass beide Opfer hätten fliehen 
können, wenn der Notausgang offen gewesen wäre 
und sie das gewusst hätten. Die Verfahrenseinstellung 
wurde auch nach Prüfung dieser Recherchen, die Auf-
gabe der Behörden gewesen wären, wiederholt durch 
die Generalstaatsanwaltschaft gebilligt. Angezweifelt 
wurde diesmal, dass die Personen auch zum Notausgang 
der ‘Arena-Bar’ gelaufen wären, wenn dieser offen ge-
wesen wäre. Menschliche Fluchtinstinkte hätten sie eher 
vom Notausgang weggetrieben, so das Argument. Fünf 
Menschen saßen am 19. Februar 2020 in der Falle. “Es ist 
alles belegt.”  Dass die Belege nicht ausreichen, weckt 
den Verdacht der Vertuschung. „Ich glaube es kann nicht 
sein, dass irgendwo auf der Welt ein Notausgang abge-
schlossen ist, auf Anordnung der Polizei. Und dass man 
es so vertuscht. Und das ist nicht nur Staatsversagen, 
das ist Staatsterrorismus.“

Menschen zweiter Klasse

Für Wut und Trauer sorgt das Verhalten der Behörden 
gegenüber der Familie Kurtović nach dem Anschlag. Acht 
Tage blieb die Familie über den Aufenthalt des Leichnams 
im Ungewissen, der indessen ohne Einverständnis obdu-
ziert wurde. Der eigentlich blonde und blauäugige Ham-
za Kurtović wird bei der Leichenbeschauung als „orienta-
lisch-südländisch“ beschrieben. Ein im Tod fortgeführter 
Rassismus, wegen eines ‚falschen‘ Nachnamen. „Ich bin 
1974 hier geboren. Ich kenne nichts anderes. Ich bin deut-
scher Staatsbürger.“ Trotzdem schickte man der Familie 
nach dem Attentat einen Ausländerbeirat, einen Migrati-
onsbeauftragten und einen Dolmetscher. „Also muss ich 
Schmidt, oder Müller heißen. Also soll ich mir die Haa-
re blond färben? Das ist so. Das ist die Realität. Einmal 
Kanacke, immer Kanacke.“ Ein Gefühl ewiger Fremdheit. 
Wegen eines ‚falschen‘ Nachnahmen.

Seit dem Anschlag leben die Kurtovićs in demselben 
Wohnhaus in Hanau-Kesselstadt, das keine 300 Meter 
Luftlinie vom Haus des Täters und dessen Vater entfernt 
ist. Gegen den wurden seit dem Anschlag Vorwürfe we-
gen massiver Beleidigungen und Einschüchterungsver-
suche gegenüber Angehörigen und Bewohner*innen 
erhoben. In mehreren Fällen ermittelt die Staatsanwalt-
schaft. Teilnehmer*innen einer Mahnwache, darunter 
Opferangehörige, hat er als „wilde Fremde“ bezeichnet. 
Das öffentliche Gedenken verdammt er in einem Brief 
an die Behörden als „Volksverhetzung“. Die Schuld sei-
nes Sohnes leugnet er vehement, steht ihm an rassis-
tischem Gedankengut in Nichts nach. Dennoch wurden 
die Opferfamilien einen Monat nach dem Anschlag in 

„Wegducken, Verstecken und aus der Verantwor-
tung ziehen“

„Die Jungs, die den Anschlag überlebt haben, haben am 
nächsten Tag gesagt‚ ‚alle Türen waren verschlossen!‘“. 
Der Überlebende Said Etris Hashemi bestätigte es 2 Wo-
chen und 2 Tage nach der Tat gegenüber der Polizei, Piter 
Bilal Minnemann direkt am Morgen danach. Im Tatortbe-
richt steht, dass alle Türen bei der Tatortaufnahme „ver-
schlossen” waren. Bilder der Überwachungskameras 
vom Tatabend zeigen, dass Personen 38 Minuten vor der 
Tat zum Notausgang gehen, aber sofort wieder zurück-
kehren, weil dieser verschlossen gewesen sein muss. 
Dabei werden sie von den wachsamen Blicken Hamza 
Kurtovićs beobachtet. Das „zielstrebige" Verhalten des 
Täters, der den Notausgang keines Blickes würdigte – so 
steht es im Polizeibericht – lässt vermuten, dass sogar 
er von dem verschlossenen Notausgang gewusst hat. 
Der war entgegen allgemeinen Vorschriften durch Um-
bauarbeiten ohnehin nicht direkt erreichbar, sondern nur 
über einen Umweg, der an der Eingangstür vorbeiführ-
te. Dass die Hanauer Staatsanwaltschaft all dem nicht 
nachging, ist für Kurtović klare „Strafvereitelung im 
Amt“. Ein Ermittlungsverfahren hätte von Amts wegen 
eingeleitet werden müssen. „Die sind ihrer Pflicht nicht 
nachgekommen.“

Laut ist das Achselzucken, wenn Ermittlungsbehörden 
mit diesen Vorwürfen konfrontiert werden. Die üben 
sich derweil lieber in „Wegducken, Verstecken und aus 
der Verantwortung ziehen.“ Said Etris Hashemis Aussa-
ge wurde zunächst nicht protokolliert. Die Angaben aus 
dem Tatortbericht seien nicht zuverlässig, weil der Be-
richt einen ausführlichen Tatortbefundbericht nicht er-
setzen könne – so einer liege der Polizei aber nicht vor. 
Weil in einem Baugutachten von 2019 keine baurecht-
lichen Bedenken wegen der Fluchtwege beanstandet 
wurden, kann der Barbetreiber entlastet werden. ‘Nur’ 
mehrheitlich sagen Stammgäste und Mitarbeiter im Lau-
fe der Ermittlungen aus, dass der Notausgang grundsätz-
lich verschlossen gewesen sei. Das sogar in Absprache 
mit der Polizei, damit bei dort regelmäßig durchgeführ-
ten Razzien keine Fluchtmöglichkeiten bestünden. Am 
23.08.2021 wurden die Ermittlungen dann eingestellt. 

Am 19. Februar 2020 wurden in Hanau neun Men-
schen bei einem rassistischen Terroranschlag er-
mordet. Armin Kurtović, Vater des getöteten Hamza 
Kurtović, äußerte im Interview mit der UNAuf schar-
fe Kritik an Hessischen Behörden und Polizei. Er schil-
derte von unsauberen Ermittlungen und geschlosse-
ner Verantwortungsabwehr nach der Tat - denn um 
die türmt sich ein Haufen vieler Ungereimtheiten.

Kein Entkommen

Neben dem unterbesetzten Notruf am Tattag, Kommu-
nikationsproblemen und unterlassenen Hilfeleistungen 
durch die Polizei, soll am zweiten Tatort im Hanauer 
Stadtteil Kesselstadt der Notausgang der ‚Arena-Bar‘ 
verschlossen gewesen sein. Said Nesar Hashemi und 
Hamza Kurtović wurden dort im Alter von 21 und 22 
Jahren erschossen. Der verschlossene Ausgang scheint 
ihnen das Leben gekostet zu haben. Gründe dahinge-
hend zu ermitteln, gab es zur Genüge. Doch Ermittlun-
gen wurden erst eingeleitet, nachdem Angehörige und 
Überlebende selbst Strafanzeige wegen fahrlässiger 
Tötung stellten. Dass die mittlerweile von der Staats-
anwaltschaft beendet wurden, hat einen bitteren Beige-
schmack: Bis heute möchte sich keiner für die Situation 
absoluter Auslieferung verantwortlich fühlen. „Jemand 
muss das ja sein, oder sind die so unfähig? Dann weiß 
ich nicht, welche Erkenntnis schlimmer ist.“, so Armin 
Kurtović im Gespräch mit der UNAuf.

Fehlende 
Konsequenzen 
im Fall Hanau

Unter den 
Teppich gekehrt– 

einer Gefährderansprache als potentielle Gefährder für 
den Vater eingestuft.  „Wieso bekommen wir die Gefähr-
deransprache, wir sollen keine Blutrache üben. Ich habe 
niemandem gedroht, ich wurde bedroht.” Betroffene 
werden zu Tätern gemacht. „Entbehrlich“ beschreibt am 
besten die da mitschwingende Botschaft an Menschen 
mit Migrationsgeschichte.

Die Spitze eines Eisberges

„Bittere Realität“ ist, dass der Anschlag in Hanau kein 
Einzelfall, sondern Kontinuität ist: Der Mord an Walter 
Lübcke, NSU, NSU 2.0, Hanau. „Das kommt nicht aus 
dem Nichts. Irgendwo hat es seine Ursachen.“ Dafür 
spricht der Umgang mit Opfern und Betroffenen. Dazu 
zählt rassistisches Fehlverhalten von ermittelnden Poli-
zisten. Denn am Tatabend waren 13 der 19 eingesetzten 
SEK-Beamten Mitglieder rechtsextremer Chatgruppen. 
„Wie viel Prozent sind das? 70 Prozent.“ Neben dem 
Polizisten, der Hamza Kurtović als ‚orientalisch-südlän-
disch‘ bezeichnet, soll ein anderer über den ermordeten 
Vili Viorel Păun geäußert haben, er hätte nicht geglaubt, 
dass ein ‚Zigeuner‘ Zivilcourage hat. Der 22-Jährige wur-
de bei dem selbstlosen Versuch den Täter aufzuhalten 
getötet. „Und jetzt ist meine Frage: Wie hoch ist die 
Möglichkeit, an einen anständigen Polizisten zu kommen, 
wenn irgendwas passiert, wie hoch ist die Möglichkeit? 
Liegt die bei 30 Prozent?“
Die schwarz-grüne Landesregierung in Hessen hat die 
dortige Polizei vom Informationsfreiheitsgesetz ent-
hoben, die daher ihre Arbeit nicht transparent machen 
muss. Wo die hessische Polizeiführung und Landesregie-
rung bis heute das Vorgehen in Hanau nach außen vertei-
digen, kritisieren in einem internen Polizeibericht selbst 
Beamte die Polizeistrukturen des Tatabends. So verwun-
dert es nicht, dass Armin Kurtovićs Vertrauen bröckelt. 
„Die Ermittlungsbehörden sind neutral, die müssen neu-
tral bleiben. In Deutschland ist das was anderes.“ Und 
Hoffnung auf Gerechtigkeit versiegt. „Was habe ich zu 
erwarten? Nichts.“
Dennoch ruhen die Angehörigen wie Kurtović entgegen 
allen Rechtfertigungen nicht. Zumindest so lange, wie 
um das rassistische Attentat weiter fehlende personelle 
und juristische Konsequenzen klaffen. Verantwortliche 
Personen müssen ihre Verantwortung übernehmen, an-
statt Ausweichmanöver zu betreiben. „Weil wenn es fol-
genlos bleibt, ist es ja vorprogrammiert, dass es nochmal 
kommt.“ Sonst kann sich rechtsextreme Gewalt nur wei-
ter ungehindert einnisten. „Es ist doch die Bringschuld 
des Staates, die Sachen aufzuklären. Dafür sind die ja 
da. Wozu sind denn die Behörden da? Also in Hanau, was 
ich gesehen hab, waren die nur damit beschäftigt, alles 
unter den Teppich zu kehren.“  

-Wir danken Armin Kurtović für das Interview und
 seinen Einsatz zur Aufklärung der Tatumstände.-

von Nabieha Ebedat (22), 
studiert Deutsche Literatur 

und Sozialwissenschaften

Illustration: Klara Heller
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Es geht um Vorwürfe der Vertuschung, der lücken-
haften Aufklärung und dem fehlenden Willen, dem 
Fall nachzugehen – all dies soll der parlamentarische 
Untersuchungsausschuss UNA 20/2 zum Anschlag in 
Hanau endlich beantworten. Dieser tagt schon seit 
knapp zwei Jahren und soll diesen Sommer enden. 
Eine Zwischenbilanz.

Ein parlamentarischer Untersuchungsausschuss ist 
dafür zuständig, unklare Sachverhalte zu bestimmten 
Ereignissen aufzuklären und Missstände in der Poli-
tik aufzuarbeiten. Im Hessischen Landtag wird solch 
ein Ausschuss gebildet, wenn sich ein Fünftel der Ab-
geordneten des Landtages für diesen aussprechen.  Je 
nach Fraktionsstärke im Parlament werden die Sitze 
im Ausschuss verteilt. Der parlamentarische Untersu-
chungsausschuss UNA 20/2 zum Anschlag in Hanau im 
Hessischen Landtag bildete sich auf Drängen der Fami-
lienangehörigen der Opfer im Sommer 2021. Den Vorsitz 
hatte Marius Weiß aus der SPD inne, dieser trat aber vor 
kurzem zurück. 

Der UNA 20/2 wurde gebildet, um die angeblichen Miss-
stände des Polizeieinsatzes in der Tatnacht des 19. Febru-
ar 2020 aufzuklären. Es geht um Vorwürfe, die das Ver-
halten der Behörden in Frage stellen, wie beispielsweise 
bezüglich des verschlossenen Notausgangs in der Arena 
Bar, welcher sich am zweiten Tatort befand. Außerdem 
soll erklärt werden, wieso der bekanntlich psychisch 
kranke Täter eine Waffe haben durfte und wieso der 
Notruf an diesem Abend nicht erreichbar war. Zusätz-
lich werden auch polizeiliche Maßnahmen hinterfragt 
und deutliche Kritik an der Einsatzführung und dem Um-
gang mit den Angehörigen geübt. Manche Faktoren sind 
für die Angehörigen so wichtig, da diese möglicherwei-
se unter anderen Umständen den Tathergang verändert 
hätten. Die Initiative 19. Februar, welche kurz nach dem 
Anschlag überwiegend von Betroffenen gegründet wur-
de, hat diesbezüglich zehn Fragenkomplexe formuliert, 
die der UNA 20/2 untersuchen sollte. Die Aufklärung die-
ser Fragen verlief jedoch anders, als die Betroffenen er-
wartet hatten. 

Kritik von Innen

Abgesehen von der Kritik an der polizeilichen und behörd-
lichen Arbeit kritisiert die Initiative 19. Februar auch die 
Arbeit des Untersuchungsausschusses. Oft können Fra-
gen nicht im Detail geklärt werden. Da der Anschlag mitt-
lerweile drei Jahre zurückliegt, weisen manche Zeug*in-
nen bei der Befragung Erinnerungslücken auf, die laut 
der Initiative teilweise nicht glaubhaft zu sein scheinen. 

Zehn Fragen offen: 
Der UNA 20/2

Genügend Nachfragen auf Seite des Ausschusses gäbe 
es anscheinend nicht. Falls diese doch gestellt werden, 
seien sie insbesondere durch die CDU und deren Obmann 
J. Michael Müller aus Sicht der Initiative suggestiv und 
somit leicht zu beantworten. Demzufolge seien die Nach-
fragen des Ausschusses nicht zielführend für die Aufklä-
rung des Falles. Dies sei nicht das einzige Problem: se-
riöse Stimmen wie die von „Forensic Architecture“, einer 
Forschungsinitiative, welche mit einer Videorekonstruk-
tion des Tatorts der Arena Bar für Aufklärung bezüglich 
des verschlossenen Notausgangs sorgen wollte, würden 
nicht ernst genommen und somit Teile der Aufklärung 
verhindert werden. Zudem sollen sich einige Abgeord-
nete des UNA 20/2 laut Berichten der Initiative immer 
wieder respektlos gegenüber den Angehörigen verhalten 
haben. Mitunter seien während der Sitzungen Telefona-
te geführt oder parteipolitische Angelegenheiten geklärt 
worden. Es entsteht also der Eindruck, die Aufklärung 
der Versäumnisse jener Tatnacht sei von geringer Rele-
vanz.

Der „AG NAH”

Hinzu kommt, dass Ende Mai ein polizeiinterner Ab-
schlussbericht durch die Frankfurter Rundschau namens 
„AG NAH“ (Arbeitsgruppe Nachbereitung Anschlag Ha-
nau) veröffentlicht worden ist, welcher die langjährigen 
Vorwürfe der Angehörigen gegenüber der Polizeiarbeit 
bestätigt. Dieser stammt aus dem November 2020 und 
erläutert, welche Probleme es in der Tatnacht während 
des Einsatzes gegeben hat. Unter anderem wird über di-
verse Informationsverluste berichtet, welche durch die 
unterschiedlich genutzte Funkgruppe der Einsatzkräfte 
zustande kamen. Das heißt, viele kannten die Tatdetails 
nicht und die Reaktionen verspäteten sich dementspre-
chend. Tatsächlich fiel im Bericht der Satz, dass „über die 
interne Kommunikation weniger Informationen erhalten 
wurden, als über das Internet und soziale Medien.“ Zudem 
sei für die Polizist*innen an dem Abend erst sehr spät 
klar geworden, dass es sich bei der Tat um einen ras-
sistischen Anschlag handelte. Zuerst vermuteten sie, es 
handle sich um Milieukriminalität. Eine nicht ausreichen-
de Anzahl an Einsatzkräften verzögerte die Ermittlungen 
zusätzlich sowie den erst späten Einsatz am Täterhaus. 
Der Vorwurf des falschen Umgangs der Polizei mit den 
Angehörigen der Opfer wurde auch bestätigt. Laut Be-
richt wurde den Angehörigen gegenüber eine sogenannte 
Gefährderansprache gehalten. Diese werden normaler-
weise verwendet, wenn durch eine Person die öffentliche 
Sicherheit oder die Sicherheit eines Einzelnen bedroht 
wird. Die Person, die durch die Gefährderansprache ge-
schützt werden sollte, ist der Vater des Täters. Dement-

sprechend wurde ein Teil der Angehörigen so behandelt, 
als seien sie eine potenzielle Gefahr, obwohl sie gerade 
Familienmitglieder verloren hatten. Auf Seite 45 bis 50 
des Polizeiberichts werden abschließend elf Verbesse-
rungsmöglichkeiten aufgezählt, die zukünftig bei solchen 
Einsätzen in Kraft treten und zusätzlich Einsatzkräfte 
besser auf solche Situationen vorbereiten sollen.

Gegen das Vergessen

Wieso war der Untersuchungsausschuss in fast zwei 
Jahren schlussendlich nicht im Stande, die Fragen der 
Betroffenen zu beantworten und die Missstände in der 
Tatnacht aufzuarbeiten? Die Initiative 19. Februar fordert 
eine unabhängige Untersuchungskommission, da parla-
mentarischen Untersuchungsausschüssen „klare Gren-
zen“ gesetzt seien. Die UnAufgefordert kontaktierte die 
Pressestelle des Hessischen Landtags, um die gegen-
sätzliche Einschätzung zum Untersuchungsausschuss zu 
erfahren. Jedoch konnte diese keine Auskunft geben und 
verwies auf die Obleute des Ausschusses, welche sich 
gegenüber der UnAufgefordert nicht geäußert haben. 
Anders als Claus Kaminsky, der Oberbürgermeister der 
Stadt Hanau, der bei einem Interview mit der UnAufgefor-
dert unter anderem über den Untersuchungsausschuss 
sprach. Einerseits empfiehlt er noch abzuwarten, da die 
Arbeit des Ausschusses noch nicht zu Ende ist, anderer-
seits wünscht er sich eine parteiunabhängige Bewertung 
des Ausschusses und zusätzlich eine schon lange fällige 
Entschuldigung des Staates bei den Angehörigen, deren 
Familien in dieser Nacht nicht besser geschützt zu haben. 
Nichtsdestotrotz ist eine weitere Forderung der Initiative 
der Rücktritt des Hessischen Innenministers Peter Beuth 
- zu viele Fehler hätte er durchgehen lassen, zusätzlich 
die angeblich fehlerhafte Polizeiarbeit an diesem Abend, 
als „exzellent“ bezeichnet.

Am 07.07.23 ist der letzte Tag des Untersuchungsaus-
schusses, dieser ist insofern ein besonderes Ereignis, 
da Innenminister Peter Beuth im Ausschuss zu den zehn 
Fragenkomplexen befragt werden soll. Die Betroffenen 
planen mit anderen Unterstützer*innen eine große Kund-
gebung vor dem Hessischen Landtag, in dem der Aus-
schuss sitzt. Hauptsächlich wird weiterhin Aufklärung 
gefordert und das Versagen des Untersuchungsaus-
schusses unterstrichen. Nach der letzten Sitzung soll 
der Abschlussbericht folgen, welcher aber erst nach den 
Hessischen Landtagswahlen im Oktober diskutiert und 
veröffentlicht wird. Nicht nur die Initiative 19. Februar 
positioniert sich stark dagegen, sondern beispielsweise 
auch die SPD-Fraktion des Hessischen Landtages beti-
telt dies als „skandalös“. Nach Beendigung des UNA 20/2 
wird es, laut den Familien der Opfer, immer noch keine 
Aufklärung geben – der Untersuchungsausschuss habe 
sein Ziel verfehlt. Jedoch bleibt die zentrale Forderung: 
Erinnerung, Gerechtigkeit, Aufklärung und Konsequen-
zen.

von Elena Slany-García (21), 
studiert Sozialwissenschaften

Und der
Haushalt?
Läuft.

Zusammenleben ist toll, aber nicht
immer einfach. Flatastic hilft euch
bei der Organisation von allem
was im Haushalt so anfällt. Damit
mehr Zeit und Energie für die
schönen Dinge bleibt.

Flatastic herunterladen:

www.flatastic-app.com

Pärchen FamilienWGs
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Max Privorozki ist seit 24 Jahren 
Vorsitzender der Jüdischen Ge-
meinde in Halle. Als solcher erleb-
te er den Anschlag am 09. Oktober 
2019 und setzt sich seitdem für 
die Erinnerung, Sichtbarkeit und 
konkrete Maßnahmen ein. Der Ma-
thematiker und Informatiker aus 
Kiew erzählt im Gespräch mit der 
UnAuf von der Erinnerung an den 
Anschlag und wie dieser die Jüdi-
sche Gemeinde und die Stadt ver-
ändert hat.

UnAuf: Herr Privorozki, erzählen 
Sie uns von der aktuellen Lage in 
der Jüdischen Gemeinde von Hal-
le. Sind auch Sie vom bundeswei-
ten Mitgliederschwund betroffen? 
Wie ist die Atmosphäre in der Ge-
meinde seit dem Anschlag?

Max Privorozki: Die Hallesche Ge-
meinde ist eine Ausnahme. Wir haben 
relativ viele Kinder in der Gemeinde. 
Relativ viele, das bedeutet im Ver-
gleich zu manchen anderen Gemein-
den, die ich kenne. Wir haben in Halle 
80 Kinder, ich glaube, sogar ein biss-
chen mehr. Insgesamt sind wir 520 
Mitglieder.

„Hass ist 
das Problem“:

Interview mit 
Max Privorozki

Zur Atmosphäre: Nach dem Anschlag 
gab es keinen einzigen Mensch, der 
gesagt hat, „ich komme nicht mehr 
in die Synagoge“. Bei der Mitglieder-
versammlung im Dezember 2019 war 
der Anschlag direkt kein Thema. Das 
Thema war Sicherheit. Und was Si-
cherheit betrifft: Unsere Synagoge 
und unsere Gemeinde werden leider 
zur Festung gemacht. Aber das ist 
ein Projekt, das vom Land initiiert 
und bezahlt wurde, was das Landes-
kriminalamt uns empfohlen hat. Wir 
sind keine Fachleute, deswegen ist 
es richtig, dass wir die Empfehlungen 
des LKA ernst nehmen und ihnen Fol-
ge leisten. Ich darf nicht sagen, was 
die Maßnahmen sind, aber die sind 
wirklich sehr ernst.

Was für einen Platz hat der An-
schlag in Ihrer Gemeinde? Wie 
wird bei Ihnen daran erinnert?

Richtig, es geht um die Gemeinde. 
Denn in der Stadt gibt es auch an-
dere Rituale nach dem Anschlag, 
außerhalb der Gemeinde. Wir haben 
damit hier schon einige Auseinander-
setzungen gehabt. Dieser Anschlag 
wurde leider von vielen politisch 
instrumentalisiert. Das waren poli-

tische Gegner, meistens AfD, aber 
auch rechte Parteien allgemein. Es 
gab Kommentare von AfD-Politi-
kern, nicht aus Halle, sondern aus 
Leipzig - einer hat geschrieben, dass 
er diese Aufregung nicht verstehe, 
wegen dieser Synagoge oder wegen 
Antisemitismus, es seien doch zwei 
„Deutsche“ ermordet worden und 
Juden wurden verschont. Das ist ein 
Zeichen dafür, dass dieser Politiker 
Juden nicht für Deutsche hält.

Ich plädiere dafür, dass man ver-
sucht, Erinnerung und Trauer von 
Politik zu trennen. Wir machen den 
Jahrestag, den 09. Oktober, zum lo-
kalen Gedenktag. Es gibt auch einen 
spezifischen Gedenktag in meiner 
Heimatstadt Kiew, das ist der 29. 
September. Das ist ein Tag, an dem 
die Nazis das Babyn Yar-Massaker 
verübt haben, das ist in Deutschland 
weniger bekannt. Und genauso ist 
der 09.10. jetzt ein Gedenktag in der 
Stadt Halle geworden. Wir organisie-
ren jährlich am 09.10. eine Gedenk-
veranstaltung neben dem Denkmal. 
Wir machen nach der Gedenkver-
anstaltung für zwei, drei Stunden 
den Hof frei, wenn es kein jüdischer 
Feiertag ist, können wir auch die 

Synagoge öffnen. Und dann können 
alle, die es möchten, in die Synago-
ge kommen, sowohl das Denkmal als 
auch die Synagoge anschauen.

Wir haben auch dafür plädiert, dass 
die Stadt Halle etwas Ähnliches, wie 
es in Israel üblich ist, organisiert. 
Einen Gedenktag, dass zu einer be-
stimmten Zeit, also um 12:03 Uhr (die 
Zeit, als der Anschlag angefangen 
hat) alle Straßenbahnen und alle Bus-
se für eine Minute anhalten. Außer-
dem wollen wir, dass in allen Schulen 
der Stadt Halle um 12:03 Uhr eine 
Schweigeminute organisiert wird, 
selbstverständlich mit Erklärung, 
weshalb.

Inwiefern gibt es Solidarität und 
Zusammenarbeit nach dem An-
schlag von Halle mit anderen 
Gruppen, denen der gleiche Hass 
widerfahren ist? Zum Beispiel den 
Brüdern Tekin, denen der Tekiez-
Dönerladen gehörte?

Am Anfang gab es mehr Kontakte 
und mehr Zusammenarbeit. Unse-
re Gemeinde hat zum Beispiel für 
1000 Euro Gutscheine gekauft für 
den Tekiez-Imbiss, wo Kevin S. er-
mordet wurde, von diesen Gutschei-
nen wurde aber kein Einziger einge-
löst. Sie wurden nicht eingelöst, weil 
der Imbiss dann zu war, also war es 
eigentlich eine Spende. Aber mein 
Gutschein liegt bei mir und irgend-
wann komme ich und esse etwas 
Gutes dort. Wir haben auch andere 
Gruppen unterstützt, zum Beispiel 
die Jüdische Studentenbewegung,  
die auch sehr geholfen, viel Geld ge-
sammelt hat. Ich bin stolz auf diese 
jungen Leute, die eigentlich nicht aus 
Halle kommen, und die eine solche 
Initiative gestartet haben.

Danach allerdings gab es unter-
schiedliche Meinungen, was den Ab-
lauf von Erinnerung betrifft. Zum 
Beispiel die Auseinandersetzung mit 
Organisationen, die mit dem An-
schlag gar nichts zu tun haben, und 
nur die politische Dividende haben 
möchten. Das war für mich unmög-
lich. Ich war selber während des An-
schlages in der Synagoge und ich 
betrachte das ein bisschen anders 
als Menschen, die sich auch „Betrof-
fene“ nennen, aber eigentlich nicht 
betroffen sind.

Aber was Tekiez angeht, also den Im-
biss, habe ich auch für sie sehr große 
Solidarität. Die wurden ja auch ange-
griffen und es war genauso wie bei 
uns ein Zufall, dass keiner von ihnen 
ermordet wurde, sie hatten ja keine 
Kamera und keine Tür, die sie ge-
schützt hätte.

Wir sind irgendwie eine Gemein-
schaft geworden, eine sehr große 
Familie, in der Familie lieben einander 
nicht alle und nicht alle sind Freunde, 
aber wir sind trotzdem eine Familie 
von Menschen, die etwas gemeinsam 
haben: Nämlich, dass wir alle ange-
griffen wurden.

Es wurde ja im Prozess von vielen 
Betroffenen die Arbeit der Polizei 
sehr kritisiert. Gibt es mittlerwei-
le bessere Zusammenarbeit mit 
den Sicherheitskräften, auch sen-
siblere Zusammenarbeit, auch mit 
der Politik?

Die zweite Frage ist ganz einfach, es 
gibt wesentlich bessere Zusammen-
arbeit. Das ist nicht vergleichbar mit 
dem Zustand davor. Vor und nach 
dem Anschlag, das sind zwei ver-
schiedene Welten.

Im Prozess habe ich die Polizei al-
lerdings fast nicht kritisiert. Ich 
war sehr zurückhaltend. Nicht an 
den ersten vier Tagen nach dem An-
schlag, da war es ganz anders. Ich 
habe aber verstanden, dass es falsch 
ist, die Polizei für alles verantwort-
lich zu machen. Ich habe jetzt auch 
wesentlich mehr Kenntnisse über 
Polizeiarbeit und weiß, dass die Poli-
zei genauso wie wir alle ein Bestand-
teil der Gesellschaft ist. Und wenn in 
der Gesellschaft etwas schief läuft, 
warum sollte das bei der Polizei dann 
keine Konsequenzen haben?

Kritik an der Politik ist etwas ande-
res. Es wurde dort sehr vieles sehr 
falsch gemacht, seit vielen Jahren. 
Ich kann nicht sagen, dass die Feh-
ler der Politik korrigiert wurden. Der 
Hauptfehler, der nach meiner Auf-
fassung gemacht wurde, ist nicht bei 
der Polizei, sondern der Bildung. Spa-
ren beim Bildungssystem ist etwas, 
was strategisch sehr viel Schaden 
anrichtet. Sparen bei Sicherheits-
behörden richtet sofort Schaden an 
– es kommt ein Anschlag, die Poli-
zei war nicht vor Ort, dann kommen 

viele Medien und so weiter. Sparen 
beim Bildungssystem ist nicht sofort 
sichtbar, dort gibt es keine Ereignis-
se wie einen Anschlag in Hanau oder 
Halle. Der Schaden dort ist langsam.

Was waren Ihre Eindrücke beim 
Gedenken an den Anschlag von 
Hanau?

An dem Tag, an dem das passiert ist, 
war ich auf dem Marktplatz in Halle. 
Auf diesem Marktplatz haben Hallen-
ser ganz spontan eine Gedenkstätte 
organisiert. Es gab keine organisier-
te Kundgebung, aber dort waren viele 
Menschen und ich habe dort auch ge-
sprochen. Ich selber war auch Opfer 
von Hass, von Hass gegen Menschen. 
Hier in Halle war es Hass gegen Ju-
den und gegen Ausländer, in Hanau 
war es Hass gegen Ausländer, viel-
leicht auch gegen Muslime. Das ist 
Hass, das ist das Ergebnis von Hass. 
Das ist genauso wie Hass gegen Ho-
mosexuelle, wie in Dresden, als zwei 
Menschen ermordet wurden.

Wie können antisemitische Struk-
turen bekämpft werden, ohne Ras-
sismus und Antisemitismus gegen-
einander auszuspielen?

Man sollte nicht über Antisemitismus 
oder Rassismus reden, als politische 
Auseinandersetzung. Das Problem 
liegt an diesem Hass selbst. Des-
wegen gefällt mir das Wort Toleranz 
sehr. Ich betrachte das nicht in dem 
Sinne, dass wir uns alle lieben müs-
sen, Muslime, Juden, Christen, Ag-
nostiker, Baptisten, Hinduisten, Re-
ligionen, Hautfarben, dass wir alle 
eine Familie sein müssen, das möch-
te ich gar nicht. Ich möchte nur, dass 
akzeptiert und wahrgenommen wird, 
dass es eine jüdische Gemeinde gibt, 
dass es eine muslimische Gemein-
de gibt, dass es Menschen gibt, die 
homosexuell sind, dass es Menschen 
gibt, die nicht homosexuell sind, dass 
es Polizisten gibt, die nur deswegen 
gehasst werden, weil sie Polizisten 
sind. Noch einmal: Hass ist das Prob-
lem. Hass als Gefühl. Wie man dieses 
Problem lösen kann, weiß ich nicht. 
Hätte ich das gewusst, würde ich 
kandidieren und das als Bundeskanz-
ler lösen. Aber ich weiß es nicht. Das 
ist ein Problem der Menschheit und 
nicht nur in Deutschland, sondern 
überall. 
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Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Gäst*innen, Freund*innen und Familien, 

wir freuen uns sehr, Sie heute hier im Hörsaal 10 der Humboldt Universität begrüßen 
zu dürfen. Wir, das ist nicht nur die Chefredaktion, bestehend aus Büşra Koç, Leonard 
Hennersdorf und mir, Malin Kraus, sondern vor allem das gesamte Team, das dieses 
Projekt auf die Beine gestellt hat: Gizem Önder und Daphne Preston-Kendal für filmi-
sche Aufnahmen, Nabieha Ebedat, Elena Slany-Garcia, Elisabeth Knetsch und Felicitas 
Hock als Redakteurinnen. 
Gemeinsam haben wir uns ein halbes Jahr auf das Inlandsprojekt vorbereitet, in des-
sen Ergebnis nicht nur ein Print-Heft, sondern auch ein Dokumentarfilm steht. 
Angefangen hat die Recherche dabei mit einem ganz anderen Vorhaben. Anlässlich 
der Gedenkdemonstrationen in Berlin zu Hanau am 19. Februar 2023 haben Büşra Koç 
und ich einen Beitrag geschrieben, der sich um Erinnerungskultur drehte. Der darin 
offenen formulierten Frage danach, wie Erinnerungskultur aussehen kann und welche 
Rolle Jahrestage dabei spielen, haben wir in der Redaktion, gemeinsam mit  Leonard 
Hennersdorf, eine Idee entwickelt, von der wir kaum ahnten, welche Dimension diese 
annehmen würde. 
Geplant haben wir eine dreitägige Recherchereise nach Halle und Hanau, die sich mit 
der Frage auseinandersetzt, wie Erinnern und Gedenken im Sinne einer Bestandsauf-
nahme erfolgen kann. Interviews mit Betroffenen der Anschläge und Angehörigen der 
Opfer sollten die Grundlage dieser Recherche stellen, flankiert von Gesprächen und 
Recherchen mit Expert*innen, Künstler*innen und Anwohner*innen beider Städte. 
Noch während der Planung des Projekts sind wir dann zu dem Schluss gekommen, 
dass wir weitaus mehr Kapazitäten benötigen, als anfangs gedacht. Dank der Förde-
rungen durch die Humboldt-Universitäts-Gesellschaft und der Stiftung Presse-Haus 
konnten wir mit insgesamt acht Personen das Projektteam stellen, das sich schon im 
Vorfeld der Reise intensiven Recherchen und Vorbereitungen widmete. 
Die Dramaturgie des Films folgt der Frage nach dem Raum; Räume, wie wir sie wahr-
nehmen und betreten können, aber auch konzipieren oder für uns imaginiert werden. 
Die Diskrepanz zwischen denjenigen, die Raum brauchen, aber keinen bekommen und 
denjenigen, die die Räume bewusst torpedieren, begleitet leitmotivisch die filmische 
Bearbeitung. Der öffentliche Raum beider Städte, Halle und Hanau wird zum Aus-
gangspunkt der Dokumentation, begleitet die Zuschauenden und fungiert als Rückver-
sicherung zwischen den einzelnen Interviewepisoden.
Wir finden diese Räume nicht nur als lokale Bestimmungen vor, sondern vor allem mit 
denjenigen Stimmen gefüllt, für die sie als Safe Space gelten, als Erinnerungsort und 
als Zuhause. Der Dokumentarfilm setzt auf Entschlüsselung ebendieser Eindrücke, die 
wir vor Ort, in Gesprächen und in Blicken, sammeln konnten. Wir widmen diesen Film 
den von den Attentätern Getöteten, Gökhan Gültekin, Sedat Gürbüz, Said Nesar Has-
hemi, Mercedes Kierpacz, Hamza Kurtović, Vili Viorel Păun, Fatih Saraçoğlu, Ferhat 
Unvar, Kalojan Velkov, Jana L. und Kevin S., ebenso wie denjenigen Betroffenen, die 
seitdem um Anerkennung und Gerechtigkeit ihrer Fälle kämpfen. 
Unanlässlich eines Jahrestages wollen wir darauf schauen, wie in Halle und Hanau mit 
der Last der Attentate umgegangen wird. Wie sich Raum und Stimmen verändert ha-
ben. Wir bedanken uns sehr bei allen Interviewpartner*innen, für die Herzlichkeit, mit 
der wir aufgenommen wurden und die Möglichkeiten als Journalist*innen einerseits, 
als Menschen andererseits zu wachsen.

Herzlichen Dank. 
von Malin Kraus (23), studiert Deutsche Literatur

Rede zur Filmvorführung 
„Bestandsaufnahme”

Extremistische Parolen, beschmierte Hauswände, 
Gewaltandrohung auf Fensterscheiben, selbstge-
baute Sprengkörper oder physische Angriffe sind 
alltäglich geworden. In Schulen, auf öffentlichen 
Plätzen oder bei Demonstrationen: die Schlagzeilen 
der Nachrichten und der politische Diskurs kommen 
kaum noch hinterher. So sind extremistische Ansich-
ten weiter verbreitet, als auf den ersten Blick scheint 
- mit  etwas Pech vielleicht sogar am Mittagstisch im 
Kreise der Familie. 
 
Sprachlich betrachtet hat Extremismus seinen Ursprung 
im Adjektiv extrem, was aus dem lateinischen extremus 
oder extremitates übersetzt, „der äußerste“ oder „die 
äußersten Teile“ bedeutet. Dementsprechend werden 
Menschen, die extreme Positionen, die nicht mit de-
mokratischen, verfassungsstaatlichen Werten 
kompatibel sind, vertreten,als Extremist*in-
nen bezeichnet. Am bekanntesten 
sind dabei vor allem die politisch 
ausdifferenzierten Strömungen 
des Rechts- und Linksextre-
mismus. Anhänger*innen des 
politischen Rechtsextremis-
mus zeichnen sich unter an-
derem durch den Ausdruck 
faschistischen Gedankenguts, 
rassistischer oder intoleranter 
Redeweisen und einer fremden-
feindlichen Grundeinstellung aus.

Unter dem Vorbehalt, dass sich Ext-
remismus auch auf legitime und legale 
Weise äußern kann, werden rechtsextremisti-
schen Strömungen ferner darüber definiert, dass 
sie versuchen, den demokratischen Verfassungs-
staat mittels Gewalt einzuschränken oder in seiner Art- 
und Funktionsweise stark zu verändern. 

Extremistische Perspektiven können sich neben ande-
rem darauf begründen, dass sich Menschen in ihrer pri-
mären Angst und Unsicherheit nicht wahrgenommen 
fühlen. Weiterhin können auch mangelnde Stabilität, ein 
defizitäres Selbstwertgefühl oder die Suche nach einer 
neuen problemlösenden Weltanschauung Ursachen für 
die Zuwendung zum Extremismus sein. Aufbauend auf 
Emotionen streben ihre Anhänger*innen beispielsweise 
nach Aufmerksamkeit, Zugehörigkeit und danach, ernst 
genommen und anerkannt zu werden. Diese Ambitionen 
drücken sich dann häufig durch Hass, Gewalt, Hetze und 
Entwürdigung gegenüber der als bedrohlich wahrge-
nommenen Personengruppe aus. Kurz: Othering. 

Extremismus äußert sich jedoch in vielfältiger Form und 
muss sich nicht ausschließlich in Gewalt oder eindeuti-
gen Aussagen widerspiegeln. Auch das simple Schwarz-
Weiß-Denken ist in diesem Zusammenhang ein extremer 
Ansatz. Durch das Kategorisieren von Meinungen und 
Positionen in zwei distinktive Felder geht die Möglichkeit 
zur differenzierten Betrachtung und Urteilsfindung von 
vornherein verloren. Diese gedankliche Kategorisierung 
trägt so zur Entstehung weiterer extremer Ansichten 
und Theorien bei, anstatt die Bestehenden in Perspek-
tive zu setzen. Im politischen Rahmen besteht dadurch 
eine meilenweite Diskrepanz zwischen den auf Ressen-
timents basierenden Beweggründen extremistischer 
Handlungen und der Intention der Übereinkunft, Inklu-

sion und Toleranz demokratischer Vertreter, 
die aufgrund von Gegensätzlichkeit nur sehr 
schwer durch ein übergreifendes Diskutieren 

aufgelöst werden kann.

Vorurteile und der extreme Ansatz, 
Sichtweisen müssten entweder 

streng konvergent sein oder sich 
gänzlich ausschließen, sabo-
tieren sowohl die notwendige 
Diskussion als auch die diffe-
renzierte Meinungsbildung. 

Eine Darstellung der tatsäch-
lichen Hintergründe extremis-
tischer Perspektiven und Vor-

gehensweisen könnte daher 
deutlich mehr Klarheit schaffen, 
als versuchte Ignoranz und Pau-

schalisierung das Problem zu lösen. 

Das Fehlen eines neutralen Raums, in dem sich Men-
schen wohlfühlen, ihre tatsächlichen Ängste und Sorgen 
zu kommunizieren, erschwert daher nicht nur eine von 
beiden Seiten gleichermaßen geführte Auseinanderset-
zung, sondern führt auch dazu, dass kein tatsächlich tief-
gehender Diskurs initiiert wird. Vor diesem Hintergrund 
verfestigt sich bestehendes Gedankengut kontinuierlich 
und die Option zur Aussprache schwindet immer weiter. 
Das Schaffen einer Ebene auf der Polaritäten aufgeho-
ben werden können und die Praxisgrundlage aus kom-
munizierter Offenheit, Inklusion, Toleranz und Sicherheit 
besteht, enthält dementsprechend das Potential zur Lö-
sung vieler Probleme, die aus extremistischen Ansätzen 
und den damit verbunden hasserfüllten und diffamieren-
den Handlungen erwachsen.  

von Josephine Machold (21),  
studiert Philosophie und  

Geschichtswissenschaften

Sprachkritik: Extremismus 
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Im Mai wurden das zweite Jahr in Folge, entgegen 
universell geltender Grundrechte, fast alle Ver-
anstaltungen und Demos zum Nakba-Gedenken in 
Berlin verboten. Nakba ist arabisch für Katastrophe 
und bezeichnet die Flucht und Vertreibung der rund 
750.000 Palästinenser*innen 1948 aus dem histori-
schen Palästina unter britischem Mandat, denen bis 
heute das Recht auf Rückkehr verwehrt wird. Da-
mals wurden weitere 15.000 Palästinenser*innen er-
mordet und 531 Dörfer zerstört. Heute lebt in Berlin 
eine der größten palästinensischen Communities in 
der Diaspora weltweit. Über ein Deutschland, dessen 
bester Freund anti-palästinensischer Rassismus ist 
und jüdischen Menschen Antisemitismus vorwirft.

„Alle Menschen haben das Recht, sich friedlich zu 
versammeln und zu Vereinigungen zusammenzu-
schließen.“ - Allgemeinen Erklärung der Menschenrech-
te der UN,  Artikel 20 (1) 

Alle Menschen, das schließt in Berlin alle aus, die sich für 
die Grundrechte palästinensischer Menschen einsetzen 
möchten, egal ob palästinensisch, jüdisch, oder deutsch. 
Die offizielle Pauschalbegründung der Berliner Polizei für 
die Gedenkverbote war, dass es durch übermäßig emoti-
onalisierte Personen nahöstlicher, muslimisch geprägter 
Herkunft zu Volksverhetzung, Gewaltaufrufen und anti-
semitischen Äußerungen kommen könnte. Zurzeit herr-
sche „bei dieser Klientel eine deutlich aggressive Grund-
haltung“ vor.

Sich selbst schützt die Polizei am Besten

Abgesehen davon, dass eine staatliche Institution hier 
das tief rassifizierte Stigma des überemotionalen, ag-
gressiven Südländers reproduziert, wird die Diversität 
des palästinasolidarischen Aktivismus auf eine homo-
gene arabisch-muslimische Masse reduziert und kri-
minalisiert. Auch wohnt einer Demonstration immer 
eine gewisse Emotionalität bei, es wird schließlich nicht 
grundlos, sondern aus einer gewissen Wut heraus pro-
testiert. Was sich dahinter verberge, sei schlicht anti-
palästinensischer Rassismus. Es werde eine Verbindung 
zu rassistischen-orientalistischen Menschenbildern 
hergestellt, um das Anliegen zu delegitimieren, meint 
Wieland Hoban, Komponist, Autor und Vorsitzender der 
Jüdischen Stimme für gerechten Frieden in Nahost. Der 
Verein veranstaltete eine friedliche Kundgebung am 20. 

Deutschlands inszenierte 
Bedenken um das Gedenken 

Mai auf dem Oranienplatz und war damit die einzige Nak-
ba-Veranstaltung, die von den Berliner Behörden nicht 
verboten wurde. Dennoch wurde sie, trotz bereitwilliger 
Kooperation mit der Polizei, zur Auflösung gezwungen 
und es kam zu gewaltsamen Verhaftungen, unter ande-
rem des jüdischen Aktivisten Adam Broomberg. 

Die von der Polizei im Nachgang verbreiteten Informatio-
nen über den Ablauf der Kundgebung entsprachen nach 
Einschätzung der Veranstalter*innen nicht der Wahrheit 
und wurden als Falschinformation gewertet. Laut Polizei 
sei es zu antisemitischen Übergriffen gegen eben diese 
jüdischen Initiator*innen gekommen, „Palästinenser-
Anhänger“ hätten die Kundgebung des jüdischen Ver-
eins massiv gestört. In der offiziellen Stellungnahme zur 
Kundgebung stellen die vermeintlich Bedrohten klar: „(...) 
Teilnehmenden wurde unterstellt, unsere Kundgebung 
gestört zu haben, während sie in Wahrheit ein Teil von 
ihr waren.“ Im Gespräch mit der UnAuf spricht Wieland 
Hoban von „der absurden Situation, dass man jüdische 
Protestierende niederschlägt und festnimmt, um sie zu 
beschützen vor den ‚bösen Palästinensern‘“. Man sehe die 
Verantwortung auch bei der Presse, die die „Lügen der 
Berliner Polizei unverändert und zahlreich” abgedruckt 
habe. Darüber hinaus hätten sich während des gesamten 
Zeitraums schwarz gekleidete Kameraleute trotz wie-
derholter höflicher Anfragen zur Klärung ihrer Tätigkeit 
nicht dem Pressekodex entsprechend zu erkennen ge-
geben. Es stelle sich die Frage, wer hier also von wem 
beschützt werde und wer wirklich störe. Laut Hoban gehe 
es nämlich gar nicht um Antisemitismusbekämpfung, 
sondern um Diffamierung, Delegitimierung und das Si-
lencing des bloßen Einsetzens für Menschenrechte und 
gegen Verstöße internationalen Völkerrechts in Israel/ 
Palästina. Wer sich öffentlich mit Palästina solidarisieren 
wolle, könne sich weder auf ein verfassungskonformes 
Verhalten der Polizei noch auf objektive Berichterstat-
tung in der deutschen Presse verlassen. Broomberg sagt 
diesbezüglich: „Sie wollten nur eine Demonstration auf-
lösen, die von Juden organisiert wurde, die ihr Privileg 
nutzten, um palästinensischen Stimmen Gehör zu ver-
schaffen."

Diskriminierung

Diese Einschätzungen entsprechen auch der Definition für 
Anti-Palästinensischen Rassismus der Arabisch- Kanadi-
schen Jurist*innenvereinigung (ACLA). Demnach kann 

anti-palästinensischer Rassismus verschiedene Formen 
annehmen, dazu gehören unter anderem die Leugnung 
der Nakba und die damit einhergehende Nichtanerken-
nung der Palästinenser*innen als indigenes Volk mit einer 
kollektiven Identität, Zugehörigkeit und Rechten in Be-
zug auf das besetzte und historische Palästina. Auch die 
Rechtfertigung von Gewalt gegen Palästinenser*innen 
und die Negierung ihrer Menschenrechte gehören dazu, 
sowie die Diffamierung von Palästinenser*innen und 
ihre Verbündeten als inhärent antisemitisch, antidemo-
kratisch und terroristische Bedrohung bzw. Sympathi-
sant*innen dessen.

Dehumanisierung

Zwar ist Deutschland quasi olympischer Meister, was 
diese Form der antiarabischen Diskriminierung angeht, 
doch ist das keinesfalls nur ein deutsches Problem. Die 
Entmenschlichung von Palästinenser*innen ist in der 
westlichen Welt derart allgegenwärtig, dass selbst KIs 
sie reproduzieren. Fragt man beispielsweise ChatGPT, ob 
ein Israeli es verdient hätte, frei zu sein, wird in selbstver-
ständlicher Weise beinahe vorwurfsvoll gefragt, wie man 
auf die Idee komme, eine solche Frage zu stellen. Fragt 
man hingegen, ob Palästinenser*innen es verdient hätten, 
frei zu sein, erhält man folgende holprige Antwort: „Die 
Frage nach der Freiheit der Palästinenser ist ein kom-
plexes und kontroverses Thema, das von verschiedenen 
Perspektiven betrachtet werden kann (...)“.

Kriminalisierung

Hoban spricht außerdem auch von einer ständigen Gleich-
setzung der jüdischen Identität und Geschichte mit Israel, 
die in Deutschland besonders ausgeprägt sei. Er warnt in 
diesem Zusammenhang auch vor dem inflationären Anti-
semitismusvorwurf in der Israel-Palästina Thematik und 
einem rassistischen Antisemitismusdiskurs in Deutsch-
land.

„Es gibt keinen naturgegebenen Gegensatz oder Konflikt 
zwischen jüdischen und palästinensischen Menschen, es 
handelt sich da um politische Faktoren in Israel-Palästina, 
um Machtverhältnisse und Unterdrückungsverhältnisse.“
Dies spiegele sich bei der hitzigen Debatte um die Parole 
wider, die ebenfalls als Vorwand diente, die Kundgebung 
gewaltsam zu beenden - „From the river to the sea – Pa-
lestine will be free“. Hoban sagt, es werde immer wieder 
versucht zu vermitteln, dass der Spruch verboten wäre, 
dabei sei er es gar nicht. „Warum auch? Es ist ja eine Fra-
ge der Menschenrechte.“ Man erkenne keinen Antisemi-
tismus in diesem Ruf und stehe zu seiner Botschaft einer 
ausnahmslosen Gleichberechtigung zwischen Jordan 
und Mittelmeer für alle.

Der Antisemitismusvorwurf werde so inflationär be-
nutzt, dass er kaum mehr eine Bedeutung habe. Es gäbe 

ein sehr berechtigtes Gefühl der Grundgefahr Antisemi-
tismus. Doch diese Angst werde oft auf rassistische Wei-
se ausgenutzt, um dann gegen Muslim*innen zu hetzen, 
statt sich auf die Rechtsextremen oder Rechtskonserva-
tiven zu konzentrieren.

Adam Broomberg äußert sich in diesem Zusammenhang 
noch deutlicher:
„Deutschland ist nicht berechtigt, uns zu sagen, wie Anti-
semitismus aussieht. Sie können nicht drei Viertel meiner 
Familie vernichten und mir dann sagen, wie Antisemitis-
mus aussieht. (...) Die Forderung nach Gleichberechti-
gung ist nicht antisemitisch - Juden für Rassismus und 
Autoritarismus zu instrumentalisieren schon!"

Auch der deutsch-palästinensische Aktivist Ramsis Kila-
ni konstatiert, dass man in Deutschland nicht anerkenne, 
dass es einen Unterschied zwischen dem Staat Israel, 
dem Zionismus und dem Judentum gibt. Der Staat Israel 
werde homogenisiert und dazu legitimiert, für alle Ju-
den weltweit zu sprechen, wodurch jüdische Menschen 
als Volksmasse generalisiert und essentialisiert werden. 
„Ihnen wird aberkannt, wie jeder andere Mensch auch zu 
sein; unterschiedliche Positionen zu haben, unterschied-
liche politische Ausrichtungen vertreten zu können.“ 
Auch er warnt: „Anti-palästinensischer Rassismus setzt 
natürlich bei palästinensischen Menschen an, ist aber ein 
Türöffner für mehr.“

Sowohl die palästinensische als auch die jüdische Identität 
bringen ein Ur-Trauma mit sich, das sich intergeneratio-
nal in jeder Familie unterschiedlich stark niederschlägt. 
Jedem Menschen muss das Recht zukommen, dem zu ge-
denken. Das gilt für die Shoah, das gilt für Hanau, das gilt 
für Halle, aber auch für Palästina. Die ständige Verletzung 
dieses Rechts ist unvorstellbar beschämend für die Stadt 
Berlin und Deutschland mit seiner zerstörungswütigen 
Geschichte. Indem verwehrt wird, zu gedenken, zu erin-
nern und zu mahnen, wird letztendlich verwehrt zu heilen.

Wir danken Wieland Hoban für seine Offenheit und Zeit. Die 
Arbeit der Jüdischen Stimme für gerechten Frieden in Nah-
ost kann man auf der gleichnamigen Homepage verfolgt 
werden. Dort sind weitere Social Media Kanäle verlinkt. 
Instagram Ramsis Kilani: @ramsky 

von Amina Nasser (21), 
studiert Sozialwissenschaften

Originalzitate:
„They just wanted to close down a demonstration organi-
zed by Jews who used their privilege to allow Palestinian 
voices to be heard.“ (1) „Germany is not qualified to tell us 
what antisemitism looks like. You don’t get to exterminate 
three quarters of my family and then tell me what anti-se-
mitism looks like. (...) Demanding eq​​uality is not antisemitic 
– exploiting Jews for racism and authoritarianism is!“ (2)
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Wer sich in den Kommentarspal-
ten von Facebook & Co. bewegt, 
wird unumgänglich auf Inhalte mit 
rechtem Gedankengut stoßen. Im 
Netz sind extremistische Meinun-
gen nicht wegzudenken. Aber wie 
organisieren sich Extremist*innen 
im Internet?

Karolin Schwarz ist freie Journalistin 
und Expertin für Rechtsextremismus 
im Internet. Sie hat als unabhängige 
Sachverständige im Prozess gegen 
den rechtsextremen Attentäter von 
Halle ausgesagt. 2020 hat sie außer-
dem das Buch „Hasskrieger: Der neue 
globale Rechtsextremismus” veröf-
fentlicht.

UnAuf: Wie hat sich Extremismus 
verändert, seitdem es das Internet 
gibt? 

Karolin Schwarz: Klar ist, dass 
Rechtsextreme sich das Internet 
sehr früh angeeignet haben – einfach 
weil es schon von Anfang an klar war, 
dass es ein Raum ist, in dem quasi frei 
agiert werden kann, ohne Sanktionen, 
ohne dass irgendwas gelöscht wird – 
in den frühen Vorzeiten des Internets 
mit Usenet und Co, bevor die ersten 
Websites online waren. Als es dann 
Websites gab, gab es relativ schnell 
Holocaustleugner wie Ernst Zün-
del, die online waren. Die NPD hatte 
super viele Websites für Verbände, 
für Veranstaltungen. Sie waren vor 
den demokratischen Parteien da, mit 
sehr viel mehr Auftritten. Wir hat-
ten außerdem ein Problem, als Goo-
gle sich als Suchmaschine „etabliert 
hat”, und zwar mit dem Algorithmus, 
sodass einem, wenn man etwas zum 

Thema Juden gesucht hat, sehr viele 
antisemitische Beiträge vorgeschla-
gen wurden. Und dann kam natürlich 
das Zeitalter der sozialen Medien. So-
wohl in der ersten Runde mit MySpa-
ce und StudiVZ waren Ku-Klux-Klan, 
NPD und Co. aktiv. Und heutzutage 
sind sie sowohl auf den großen Platt-
formen, haben teilweise eigene Platt-
formen gebaut, haben aber auch wie 
früher immer noch eigene Foren. Es 
sind sehr vielfältige Angebote, durch 
die man sehr schnell an Menschen 
herankommt. Wenn man Vereine 
gründet oder über Fußball geht, oder 
über Konzerte oder Ähnliches, dann 
ist der Organisationsaufwand natür-
lich deutlich größer.

Hat Rechtsextremismus dadurch 
zugenommen?

Wir wissen, dass ein geschlossenes 
rechtsextremes Weltbild in Deutsch-
land eher abnimmt. Das heißt aber 
nicht, dass es nicht einen Haufen 
Ideologien, antisemitische, rassisti-
sche, islamfeindliche Einstellungen, 
Antiziganismus oder Antifeminismus 
gibt, die teilweise anschlussfähig und 
auch in der Mitte der Gesellschaft zu 
finden sind. Und entsprechend kann 
man schon von einem Erfolg reden, 
der jetzt nicht nur von Rechtsext-
remen ausgeht, sondern zum Bei-
spiel auch von Rechtspopulisten, von 
rechten Parteien, teilweise auch von 
Konservativen, wenn wir überlegen, 
wie wir in den letzten Wochen und 
Monaten über Klimaaktivist:innen 
gesprochen haben. Es ist relativ er-
schreckend, wie verroht der Diskurs 
geworden ist.

Extremismus und Digitalisierung: 
Interview mit Karolin Schwarz

Nutzen auch andere Formen von 
Extremismus das Internet so in-
tensiv für sich? 

Was radikale Linke betrifft, sind die 
Organisationsformen und die Kom-
munikationsformen völlig anders. 
Dann gibt es natürlich auch immer 
noch Islamismus. Gerade wenn man 
sich TikTok anschaut, ist das durch-
aus ein Format, das genutzt wird. 
Außerdem haben wir in den letzten 
Jahren sehr viel mit Verschwörungs-
theorien zu tun gehabt, die teilweise 
auch eine Anschlussfähigkeit zum 
Rechtsextremismus haben oder 
beides sich da gegenseitig ein biss-
chen unter die Arme greift. Wenn 
wir beispielsweise von  Querdenken 
(Anm. d. Red.: gemeint ist die Orga-
nisation „Querdenken 711”) sprechen, 
dann wissen wir, dass es dort anti-
demokratische Kräfte gibt und das 
teilweise nicht zu knapp. Wenn man 
sich bestimmte Protagonisten von 
Querdenken anschaut und wie sie 
heute auf Telegram agieren, dann ist 
teilweise der Schritt zur Holocaust-
leugnung nicht weit. Es werden dort 
teilweise klar rassistische, antisemi-
tische Motive verbreitet.

Ist es so, dass man durch Ver-
schwörungstheorien in ein rechtes 
Weltbild hinein rutscht, oder ist es 
eher, dass sich beides gegenseitig 
bedingt und verstärkt?

Es gibt genügend Neonazis, die in 
sehr konspirative Weltbilder eintau-
chen, in denen es dann auch um sehr 
obskure Sachen geht. Grundsätzlich 
ist auch eine Menge antisemitisches 
Gedankengut „verschwörungsideolo-

gisch“ aufgebaut. Und wenn wir zum 
Beispiel über Halle “sprechen”, und 
das steht in einer Reihe mit verschie-
denen rechtsterroristischen Anschlä-
gen der letzten Jahre, dann spielen 
Ideologien eine Rolle. Zum Beispiel 
die Verschwörungserzählung vom 
Großen Austausch, die „Great Re-
placement Theory”, hat massiv eine 
Rolle gespielt, wird immer wieder 
zitiert in den Pamphleten der Täter. 
Es gibt eine klare Überschneidungen 
zwischen Verschwörungsideologie 
und Rechtsextremismus, aber nicht 
alle Verschwörungsideologien haben 
zwingend ein klares, geschlossen 
rechtsextremes Weltbild.

Nach dem Anschlag von Halle wur-
de kritisiert, dass die rechten Sub-
kulturen, in denen sich der Täter 
Stephan B. im Netz bewegt hat, ge-
samtgesellschaftlich und auch von 
Sicherheitsbehörden viel zu wenig 
verstanden wurden und nicht da-
rauf geschaut wurde, wie radikal, 
gewaltbereit und international 
vernetzt die Menschen sind. Hat 
sich das seitdem geändert?
  
Wenn wir uns den Prozess angu-
cken, den Umgang auch direkt im An-
schluss an die Tat, dann ist es schon 
so, dass teilweise unzureichend er-
mittelt wurde und bestimmte Zusam-
menhänge nicht aufgeklärt wurden. 
Wir haben das relativ viel bei politisch 
motivierter Gewalt, gerade auch im 
Rechtsextremismus, dass zum Bei-
spiel bestimmte Netzwerke oder Ra-
dikalisierungen nicht Teil der Ermitt-
lungen sind und teilweise das Umfeld 
nicht klar ist. Wir wissen zum Beispiel 
bei Halle bis heute nicht so richtig, ob 
Stephan B. Zahlungen per Krypto-
währung bekommen hat und diese für 
seine Tat eingesetzt hat. Da geht es 
jetzt auch darum, dass das Passwort 
nicht da ist. Insofern kann man teil-
weise einfach nicht so viel machen, 
aber man konnte teilweise von Glück 
sprechen, dass engagierte Beamte 

da waren. Es kommt darauf an, über 
welche Behörde wir sprechen. In den 
Verfassungsschutzämtern ist es teil-
weise so, dass man inzwischen et-
was schneller unterwegs ist, würde 
ich vorsichtig sagen. Das heißt nicht, 
dass alles gut läuft. Es ist auch, wie 
wir es am Anfang besprochen haben, 
eine riesengroße Landschaft. Und 
gerade bei Anhängern von Rechts-
terroristen sprechen wir dann von 
Leuten, die in Chaträumen von we-
nigen 100 Leuten sind, davon gibt es 
dann aber auch wiederum Hunder-
te. Also es ist selten ein großes Feld 
und schwer zu erfassen. Aber es ist 
schon so, dass es Nachholbedarf gab 
und auch immer noch gibt, was den 
Umgang und das Verstehen dieser 
Subkulturen betrifft. Ja, ich würde 
sagen, es sind Fortschritte gemacht 
worden- zumindest in einigen Äm-
tern. In der Polizei würde ich das jetzt 
nicht überall unterschreiben. Gerade 
wenn wir uns völlig alltägliche Dinge 
angucken, wenn es um Hate Speech 
geht oder Bedrohungen von Rechts-
extremisten, ist es oft nicht so, dass 
man da auf Verständnis stößt. 

Wie kann denn verhindert werden, 
dass Menschen in extremistische 
Subkulturen abgleiten? 

Es ist schon ein Punkt, dass soziale 
Netzwerke anders gestaltet werden 

müssen. Aber da tut sich gerade auf 
EU Ebene mit dem Digital Services 
Act ein bisschen was, was bald auch 
nationales Recht umgesetzt wird. Es 
ist interessant zu beobachten, wo 
das hinführt, wie gut das umgesetzt 
wird. Am Ende ist es nämlich so, dass 
soziale Netzwerke eine Verantwor-
tung haben. Gerade weil Algorithmen 
auch eine Rolle spielen und eine Web-
site im Zweifelsfall einfach nicht sol-
che Reichweiten bekommt wie Posts 
auf Facebook, Twitter oder YouTube. 
Aber am Ende sind, wie schon gesagt, 
viele menschenfeindliche Haltungen 
anschlussfähig in der Mitte der Ge-
sellschaft. Also haben wir als Gesell-
schaft insgesamt etwas dagegen zu 
tun. Ich meine, wenn wir uns Halle 
angucken, wenn wir uns Hanau an-
sehen, gab und gibt es in der Familie 
jeweils menschenfeindliche Einstel-
lungen. Da hat man eine gewisse Ver-
antwortung als Umfeld. Wenn ich mir 
überlege, dass eine Lehrerin als Mut-
ter im Spiel ist, dass der Vater des Tä-
ters von Hanau Überlebende und An-
gehörige bedroht, dann müssen wir 
uns überlegen, wie wir Betroffene 
schützen, wie wir mit ihnen umgehen 
und solidarisch sein können. 2023 
sollten wir außerdem auch endlich 
aufhören, zwischen digital und nicht 
digital zu unterscheiden.

Das Gespräch führte Pia Wieners, 
studiert Philosophie

Foto: Andi Weiland
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Reflexion

Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit ist ein sinn-
voller Containerbegriff, um verschiedene Arten von 
Hass zu beschreiben - aber er wird selten benutzt. 
Besser bekannt sind Antisemitismus oder Rassis-
mus (sowie viele weitere) - aber beide Begriffe soll-
ten nicht vermengt werden und haben einen anderen 
Gegenstand.

Antisemitismus ist eine „bestimmte Wahrnehmung von 
Juden, die sich als Hass gegenüber Juden ausdrücken 
kann“ – so die Definition der International Holocaust Re-
membrance Alliance. Besonders präzise ist das nicht aus-
gedrückt. Zuerst beginnt Antisemitismus als ein Glaube 
an etwas, was nicht existiert. Antisemit*innen glauben 
schon seit tausenden Jahren an zwei unterschiedliche 
Dinge: Dass Jüd*innen unglaublich mächtig sind und die 
Welt beherrschen. Aber auch, dass sie arm und unter-
entwickelt sind. Im Jahr der Pest, 1348, erlebte Europa 
einen ersten antisemitischen Sturm: Jüd*innen wurden 
dafür verantwortlich gemacht, dass die Pest über Europa 
gekommen sei (sie hätten Brunnen vergiftet, Ritualmor-
de begangen, das Essen verzaubert) und dafür in großer 
Menge ermordet. Wie beispielsweise in Strasbourg, als 
1349 hunderte Juden und Jüdinnen vom wütenden Mob 
verbrannt wurden.

Ähnliche Vorwürfe kamen immer wieder auf, immer auf 
dieselbe Weise: Wer einmal als Jude oder Jüdin zur Welt 
kam, konnte sich von diesem Status niemals lösen. Rich-
tig in Gang kam der Hass auf Juden und Jüdinnen im 19. 
Jahrhundert, als man begann, die Welt darwinistisch 
und biologisch zu definieren. Bekannte Antisemiten wie 
Richard Wagner oder Gobineau stärkten die Idee, dass 
Juden und Jüdinnen auf der ganzen Welt eine Gruppe 
bildeten, egal wie groß die Unterschiede auf den ersten 
Blick erscheinen mochten. Als der zarische Geheimdienst 
vor der Jahrhundertwende dann die „Protokolle der Wei-
sen von Zion“ veröffentlichte, meinten alle Antisemiten, 
den Beweis für die „jüdische Weltverschwörung“ in Hän-
den zu halten: die gefälschten Protokolle sollen von einer 
Begegnung von führenden Rabbinern auf dem Friedhof 
von Prag berichten, wo die Übernahme der Weltherr-
schaft beschlossen worden sei. Diese und andere Stereo-
type wurden immer und immer wieder wiederholt, bis 
sie schließlich in eines der schlimmsten Verbrechen der 
Menschheit mündeten – den Holocaust. Gewalt gegen 
Juden und Jüdinnen, aber auch gegen Gegenstände, die 
mit ihnen assoziiert werden, ist deswegen auch immer 
Teil von Antisemitismus.

Verwandt, nicht verwechselt

Beim Antisemitismus wird vorausgesetzt, dass alle Juden 
und Jüdinnen irgendwie verbindende Eigenschaften ha-

Warum Rassismus und Antisemitismus 
nicht dasselbe sind

ben. Antisemit*innen erfinden also eine Gruppe, die es in 
der Form gar nicht gibt. Ihr Weltbild ist konspirativ. Ras-
sismus baut auf einer ähnlichen Ideologie auf.

Rassist*innen stellen sich vor, dass die Menschheit in 
„Rassen“ aufgeteilt sei. Sie definieren „Rassen“ dabei 
aber nicht über Identität oder Zugehörigkeitsgefühl, son-
dern über biologische Eigenschaften. So nahm man jahr-
hundertelang an, dass alle Menschen, die keine weiße 
Hautfarbe hatten, auch einer anderen „Rasse“ angehö-
ren müssten. Allerdings wurde dies schon lange von der 
Wissenschaft wiederlegt: Wenn die genetische Diversität 
innerhalb einer Gruppe genauso groß ist wie außerhalb, 
ist die Gruppenzuschreibung sinnlos. Das macht auch die 
Idee einer „Rasse“ sinnlos.

Zugehörigkeit zu einer „Rasse“ – so die Amadeu Anto-
nio Stiftung – sehen Rassist*innen aber nicht nur in der 
Hautfarbe, auch „Name, […] Kultur, Herkunft und Religi-
on“ sind für Rassist*innen bereits ausschlaggebend. Ras-
sist*innen halten jede andere „Rasse“ außer ihrer eigenen 
für minderwertig, manchmal in Abstufungen. Auch Ras-
sismus gab es bereits vor dem 19. Jahrhundert, aber er 
veränderte sich grundlegend durch Biologie und Medizin. 
Auf einmal meinten Rassist*innen, dass es genetische Be-
weise für die Existenz von „Rassen“ gebe. Das erhärtete 
das Konzept zusätzlich.

Was am Rassismus aber besonders ist, ist sein System. 
Kolonialreiche wie das britische Empire, die französi-
schen Kolonien, Spanien, Portugal, Belgien, Deutschland, 
Russland, die USA, alle bauten ihre Ordnung auf Rassis-
mus auf. Die Belgier zum Beispiel beförderten bestimmte 
„Rassen“ in Verwaltungspositionen im Kongo und später 
in Ruanda (einer der Gründe für den dortigen Völkermord 
1994). 

„System“ bedeutet, dass sich nur noch die Minderheit ab-
sichtlich rassistisch verhält. Die große Mehrheit ist un-
terbewusst Teil des rassistischen Systems, das mittler-
weile auf der ganzen Welt existiert. In manchen Ländern 
ist es sofort offenbar, in anderen ganz subtil. 

Warum wir trennen müssen

Rassismus und Antisemitismus sind Unterformen des 
„Othering“, dem Versuch, andere Gruppen von der eige-
nen Gruppe abzugrenzen. Ein anderer Begriff ist „Grup-
penbezogene Menschenfeindlichkeit“. Zu beiden gehört 
noch viel mehr als nur Antisemitismus und Rassismus.
Aber von der Familie, aus der beide Ideologien stammen, 
abgesehen, sind sie doch verschieden. Antisemit*innen 
halten Juden und Jüdinnen zugleich für übermächtig und 
minderwertig. Rassist*innen denken, dass anders ausse-

hende Menschen allein minderwertig sind. Beide Ideolo-
gien sind heute noch mächtig, aber Rassismus ist noch 
viel mehr eine Frage des Systems als Antisemitismus. 
Das war früher anders – insbesondere in Deutschland 
und Frankreich war in der Gesellschaft Antisemitismus 
vor 1945 weitgehend normalisiert. Durch die Verurtei-
lung des Holocaust veränderte sich viel (wenn auch bei 
weitem nicht alles). Antisemitismus ist nicht mehr nor-
mal, und wer sich antisemitisch äußert, muss sich dem 
Vorwurf aussetzen, Nazis das Wort zu reden. Ein solcher 
Vorwurf wiegt glücklicherweise in weiten Teilen der Welt 
schwer. Das System Rassismus bleibt hingegen nahezu 
unerschüttert.

Unterschiedlich sind auch die Gruppen, die von den bei-
den Ideologien betroffen sind. Juden und Jüdinnen muss-
ten vielleicht nie in ihrem Leben Rassismus erleben, von 
Rassismus betroffene Menschen kennen hingegen keinen 
Antisemitismus. Es gibt Ausnahmen – Angehörige der 
Beta Israel, äthiopischer Juden und Jüdinnen zum Bei-
spiel, klagen schon seit längerer Zeit darüber, von Ras-
sismus und Antisemitismus gleichermaßen betroffen zu 
sein.

Was das für Halle und Hanau bedeutet

So wie sich Antisemitismus und Rassismus ähneln, ähneln 
sich auch die Anschläge von Halle und Hanau- vor allem 
ihre Täter. Beide waren motiviert durch beide Formen 
gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit. Das zeigte 
sich auf besonders grausame Weise in Halle – der Täter 
schaffte es nicht in die Synagoge, aber als er Menschen 
sah, die seinem Begriff von Rassismus entsprachen, ging 
er auf sie los. Bei ihm vermengten sich aber nicht nur 
Antisemitismus und Rassismus. Mit dem Glauben, dass 
Juden und Jüdinnen die Welt beherrschen, ist auch der 
Hass gegen Feminismus verbunden, oder Frauen im All-
gemeinen. Als „Inspiration” nannte der Attentäter auch 
den Anschlag von Christchurch in Neuseeland. Auch der 
dortige Täter erklärte sich zum Anhänger der Verschwö-
rungstheorie des „Great Replacement”, also der Idee, 
dass eine „jüdische Weltverschwörung” die „weiße” Be-
völkerung mittels Migration „ersetzen” wolle. Hass gegen 
alle möglichen Gruppen verbindet sich in diesem Weltbild. 

So wie sich Antisemitismus und Rassismus unterschei-
den, unterscheiden sich auch die Anschläge von Halle 
und Hanau. Alle Ermordeten in Hanau waren Opfer von 
Rassismus – die Überlebenden sind damit auch Betrof-
fene dieses Rassismus. Die jüdischen deutschen Überle-
benden von Halle sind betroffen vom Antisemitismus des 
Täters. Sie mussten keine geringeren Schmerzen als die 
Betroffenen in Hanau erdulden – aber zur selben Gruppe 
gehören sie dennoch nicht.

Was sie eint, ist vielmehr eine Schicksalsgemeinschaft: 
beide Gruppen waren einer gruppenbezogenen Men-
schenfeindlichkeit ausgesetzt, die ihnen das Leben ge-
kostet hat oder hätte. 

von Leonard Hennersdorf (24), 
studiert Geschichte
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Am 7. Januar 2005 starb Oury Jalloh in einer Zelle 
der Dessauer Polizei. Der an den Händen und Füßen 
gefesselte Asylbewerber soll sich nach Polizeianga-
ben selbst angezündet haben. Nach über 18 Jahren 
sind die Todesumstände immer noch nicht vollständig 
aufgeklärt worden, was den Fall zu einem Politikum 
macht.

Oury Jalloh war ein 36 Jahre alter Mann aus Sierra Leo-
ne, der in Deutschland mit einem Duldungsstatus lebte. 
Bei seinem Tod fand man ihn gefesselt an einer Matratze. 
Zuvor soll er unter Drogen- und Alkoholeinfluss gestan-
den haben.

Unklar bleibt, ob er selbst die Matratze anzündete oder 
nicht. Mehrere Initiativen, wie beispielsweise die Initia-
tive „Break the silence- In Gedenken an Oury Jalloh“, 
sprechen von Mord. Am Jahrestag seines Todes finden 
Demonstrationen in seinem Gedenken mit der Parole 
„Oury Jalloh- Das war Mord“ statt.

Die Initiative „Break the silence“ organisierte unter ande-
rem ein Gutachten des britischen Brandsachverständigen 
Iain Peck. Dieser baute die Zelle originalgetreu nach und 
stellte fest, dass Oury Jalloh nicht den Bewegungsspiel-
raum gehabt hätte, um sich selbst anzuzünden. Außer-
dem hätten die Brandspuren an Jallohs Körper nur durch 
den Einsatz von Brandbeschleunigern entstehen können. 
Seine These wird zum Teil durch die Information in den 
Gerichtsakten gestützt. So wurde in ihnen festgehalten, 
dass in der Zelle des Asylsuchenden Blausäure ermittelt 
wurde.

Die Polizei hat in dem Fall Oury Jalloh viel zu verheim-
lichen. Schon bei seiner Festnahme wurde Jalloh rechts-
widrig behandelt: Nachdem am 7. Januar 2005 bei der 
Dessauer Polizei der Notruf einging, dass ein „Ausländer“ 
vier Frauen belästigt haben soll, nahmen die Beamten Jal-
loh am vermeintlichen Ort des Geschehens ohne weitere 
Begründung zur „Identitätsfeststellung" mit. Angekom-
men im Revier entnahmen sie ihm Blut und fixierten ihn 
fast durchgängig unbeaufsichtigt auf einer Liege. Damit 
steht der Fall Oury Jalloh für den institutionellen Rassis-

mus in der Polizei, der sich weniger durch das Fehlver-
halten einzelner Polizist*innen, sondern vielmehr durch 
das Zusammenwirken verschiedener gesellschaftlicher 
Ebenen kennzeichnet, die in ihren Normen und Praktiken 
Rassismus (re-)produzieren. 

So fällt die Polizei in der Gegenwart weiterhin durch ras-
sistische Praktiken, wie Racial Profiling, auf. Der Begriff 
kommt aus den USA und beschreibt ein Vorgehen, bei 
der die Polizei auf Grundlage von rassistischen Merkma-
len ein Täterprofil ermittelt. Spätestens seit der Black 
Lives Matter Bewegung, die durch die Tötung von Georg 
Floyd durch einen US-Polizisten zu einer weltweiten Be-
wegung wurde, wird die Polizei als staatliche Institution 
kritischer ins Visier genommen. Doch diese Kritik wird 
nicht von allen gesellschaftlichen Ebenen getragen. Al-
len voran Horst Seehofer, der ehemalige bayerische 
Ministerpräsident und Vorsitzender der CSU.

Seehofer hatte sich mehrmals gegen eine kritische Un-
tersuchung der Polizei gestellt und blockierte unter an-
derem 2020 ein entsprechendes Studienvorhaben des 
Bundesinnenministeriums. Trotz der Aufdeckung von 
rechtsextremen Chat-Gruppen von Polizisten aus Nord-
rhein-Westfalen, trotz „Einzelfällen“, die keine Einzelfälle 
sind, mit der Begründung, dass die Polizei nicht unter 
„Generalverdacht“ gestellt werden darf.

In einer Gesellschaft, in der das staatliche Gewaltmono-
pol bei der Polizei liegt, hat die Bevölkerung ein Anrecht 
darauf, zu erfahren, wie diese Institution mit der Macht 
und den Waffen, die ihr anvertraut werden, umgeht. 
Dass Rassismus bei der Polizei tödlich sein kann, hat 
zwar der Fall von Georg Floyd gezeigt, doch der Fall Oury 
Jalloh zeigt ebenfalls, welche gefährlichen Ausmaße es 
haben kann, wenn ohnehin marginalisierte Personen im 
öffentlichen Raum von der Polizei stigmatisiert und als 
Kriminelle gebrandmarkt werden. Weder Georg Floyd 
noch Oury Jalloh war ein Einzelfall. Inzwischen sind es 
zu viele.

von Büşra Koç (25), 
studiert Erziehungswissenschaften

Kommentar:
Oury Jalloh ist kein Einzelfall
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